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sche Militär-Administration (SMAD - Investitionen über 
hunderttausend Reichsmark hatten Anzeigepflicht). 
Von dieser vielschichtigen Problematik zeugt ein Brief 
des Eigentümers Walter Becker (Bergstraße 7) vom 
16. Juli 1947: Ich bitte um Freigabe der Baugenehmi­
gung zum Aufbau der Vorderfront meines Grundstük-
kes aus nachstehend aufgeführten Gründen: Die 
Grundstücke Bergstr. 4 und 5 sind durch Kinder und 
Erwachsene restlos ausgeschlachtet worden. Sämtli­
che Balken und Bretter, welche für einen Neuaufbau 
hätten verwendet werden können, wurden gestohlen 
und die Gebäude so stark beschädigt, dass diesel­
ben jetzt eingerissen werden mußten. Da auch mein 
Grunstück aus einem zum Teil noch erhaltenen Ge­
bäudeteil besteht und ich einen Diebstahl der darin 
vorhandenen Holz- und Baumaterialienbestände ver­
hüten will, ist der von mir beabsichtigte Aufbau der 
Vorderfront in einer Höhe von 2 m unbedingt erforder­
lich. Weiter halte ich den Aufbau auch aus Gründen 
der Sicherheit erforderlich, da von mir bereits umfang­
reiche Aussschachtungsarbeiten vorgenommen sind. 
Die Tiefe beträgt 2.50 m. Da die Baustelle ein belieb­
ter Tummelplatz der Jugend ist, besteht hier eine gro­
ße Unfallgefahr. Weiter werden die ausgeschachteten 
Keller von Anwohnern gerne als Müllgrube benutzt, 
so dass die Gefahr zur Bildung eines Ungezieferher­
des gegeben ist. Sollte mir meine Bitte zur Erteilung 
dieser Baugenehmigung verweigert werden, so muss 
ich die Haftung für Unfälle jeglicher Art auf meinem 
Grundstück ablehnen. 

Jeder Antrag wurde politisch-gesellschaftlich beurteilt. 
Privateigentum war in dem unter sowjetischer Verwal­
tung stehenden System nicht erwünscht (obwohl die 
KPD bei ihrem Gründungsaufruf sich zu allen demo­
kratischen Rechten und Freiheiten für das Volk be­
kannt hatte); Deutschland das Sowjetsystem aufzu­
zwingen, wurde von der KPD ausdrücklich abgelehnt. 
Es gelte, die Sache der bürgerlich-demokratischen 
Umbildung, die 1848 begonnen habe, zu Ende zu füh­
ren. Die KPD bekannte sich sogar zur völlig ungehin­
derten Entfaltung des freien Handels und der priva­
ten Unternehmerinitiative auf der Grundlage des Pri­
vateigentums. Da aber diese Forderungen der KPD 
unberücksichtigt blieben, blieben selbst schriftliche 
Auflehnungen nicht aus: Auf Grund obengenannten 
Schreibens teile ich mit, daß ich den Baustoff-Bedarf 
bereits am 9. September 1946 beim Wohnungs-In-
standsetzungsamt gemeldet habe. Wiederholte An-
mahnungen beim "Neuaufbauamt" um Zuteilung wa­
ren bisher erfolglos. Am 19.4.47 habe ich erneut 
schriftlich Zuteilung beantragt; am 9.1.48 legte ich 
obengenanntes Schreiben als Dringlichkeitsbeschei­
nigung beim Neuaufbauamt vor, worauf mir erwidert 
wurde, daß erst der Bezirksarchitekt seinen Senf -
Bericht geben müßte. "Es lebe das Neuaufbauamt"!. 
gez. Baumeister Hans Dietz 

Jedem Antrag waren zwei eidesstattliche Erklärungen 
sowie Materialbedarfslisten beizufügen. Die erste Er­
klärung (Vordruck) lautete: 
Ich erkläre hiermit, daß die Arbeiten in Selbsthilfe aus­
geführt werden. Mir ist bekannt, daß ich und der aus­
führende Unternehmer bei Nichterfüllung dieser Aufla­
ge nach der amtlichen Bekanntmachung der Stadtver­
waltung vom 21. Juli 1945 bestraft werde, gegebenen­
falls durch Entzug von Lebensmittelkarten. 

Die zweite Erklärung (Vordruck) war folgenden Inhalts: 
1.) Ich war niemals Mitglied der NSDAP 
2.) Ich war Mitglied von ... bis ... 

a) der NSDAP 
b) ihren Gliederungen 

3.) Ich habe folgenden Posten in der NSDAP ihren Glie­
derungen angeschlossenen Verbänden oder son­
stigen Organisationen bekleidet. 

Falsche Angaben ziehen die Verbringung in ein ver­
schärftes Arbeitslager nach sich. 
Im günstigsten Fall wurden daraufhin Bezugsscheine 
ausgestellt. Häufig wurde allerdings dem Grundeigen­
tümer die Dringlichkeit abgesprochen, so daß das 
Gebäude verfiel. Aus einer Aktennotiz im Jahre 1954 
geht hervor: Der Rest des Wohnhauses wurde abge­
brochen, die Keller verschüttet und das Gelände pla­
niert. Ebensowenig Aussicht auf Erfolg hatte 1946 ein 
Antrag der Coca-Cola GmbH, Füllbetrieb alkoholfreier 
Getränke, Ritterstraße 12-15, eine Garage bauen zu 
dürfen. Dieser Antrag wurde vom Wirtschaftsbeauftrag­
ten der Stadt Magdeburg folgendermaßen beschieden: 
Der Wirtschaftsbeauftragte beim Oberbürgermeister hat 
eine besondere Dringlichkeit Ihres Bauvorhabens nicht 
anerkannt. Ihr Bauantrag muß aus bauwirtschaftlichen 
Gründen und wegen der angespannten Lage in der 
Bauwirtschaft bis auf weiteres zurückgestellt werden. 

Eine wirtschaftliche Bürde besonderer Art stellten die 
Reparationen (Wiedergutmachungsleistungen) an die 
Sowjetunion dar. Werke, die für Reparationsarbeiten 
verpflichtet waren, erhielten verständlicherweise jede 
Art von behördlicher Unterstützung. Die Metallwaren­
fabrik Oscar Epperlein (Mittagstraße 23) durfte deshalb 
1946 einen Koch- und Eßraum errichten (ausführen­
der Architekt Max Suppeina jr.); die Firma arbeitete bis 
31.12.1946 in drei Schichten an Reparationen. Auch 
die Notüberdachung der im Krieg ausgebrannten Gie­
ßerei in der Ritterstraße 3/4 ist auf diesem Hintergrund 
zu sehen. Ähnlich zu betrachten ist die Baugenehmi­
gung zur sofortigen Einrichtung der Sackreparaturan­
stalt H. Marquardt (Moritzstraße 8); sie stellte Säcke 
(Zuckersäcke, Mehlsäcke, Getreidesäcke) für sowjeti­
sche Einheiten her. 

1949 beginnt mit dem ersten Zweijahresplan die so­
zialistische Planwirtschaft. In diesem Zusammenhang 
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Abb.: Kostenschätzung und 
Handwerksbedarf für 
Instandsetzungsarbeiten 

Abb.: Antrag auf 
Bezugsberechtigung 
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wird dem Antrag auf Umbau eines vorhandenen Fa­
brikgebäudes von Seiten des Neuaufbauamtes zuge­
stimmt - obwohl Seifenfabrikant Fischer in der Nazi-
Zeit viele Bauanträge nur deshalb hatte durchsetzen 
können, weil er mit der Kriegswichtigkeit seiner (Sei­
fen-) Erzeugnisse argumentiert hatte. Nunmehr wur­
den ihm 39.600 Stück Mauersteine und 3.58 t Träger 
aus den Trümmern Magdeburgs bereitgestellt. Im ein­
zelnen sah der Ablauf so aus, daß der vom Neuauf­
bauamt positiv beschiedene Bauantrag an die Bau­
aufsicht und von dort der Freigabeantrag (5 Sack 
Zement für die Ankerstraße 10) an die Abteilung Bau­
lenkung - Bauwirtschaft weitergeleitet wurde. Bei ei­
nem weiteren Antrag im gleichen Jahr schrieb die 
Bauaufsicht an die Hauseigentümerin: Ihren Antrag 
auf Ausstellung eines Freigabescheines über 1 m3 

Tischlerholz können wir erst weiter bearbeiten, wenn 
von dem Tischler noch eine genaue Aufstellung (Holz­
liste) bei uns eingereicht worden ist, damit die bean­
tragte Holzmenge von 1 m3 Tischlerholz nachgeprüft 
werden kann. Wir ersuchen Sie daher, das Erforderli­
che im Benehmen mit ihrem Tischler zu veranlassen 
(Wiedervorlage nach 2 Wochen - oder bei Eingang der 
Holzliste). 

Auch in einem anderen Falle - von vielen - (Mittag­
straße 35) zeigen sich die Auswirkungen der Planwirt­
schaft: Gemäß Verfügung des Bauaufsichtsamtes vom 
9. Juli 1949 ist Ihr obengenanntes Bauvorhaben zu­
gunsten der Durchführung des Volkswirtschaftsplanes 
stillgelegt worden. Gleichzeitig werden Sie aufgefor­
dert, die in Ihrem Besitz befindlichen Baustoffe dem 
Neuaufbauamt zu melden. Zu melden sind sowohl die 
durch Freigabe des Neuaufbauamtes als auch die auf 
sonstige Art beschafften Baustoffe. Die noch in Ihrem 
Besitz befindlichen, jedoch noch nicht oder nur teil­
weise realisierten Freigabescheine sind dem Neuauf­
bauamt zurückzureichen. 
In der Planwirtschaft wurden selbst sozialistischen 
Betrieben Bauabsagen erteilt: So erging 1950 ein Be­
scheid an die HO-Tischlerei (vordem Tischlerei Schul­
ze): ... teilen wir Ihnen mit, dass wir z.Zt. leider nicht 
in der Lage sind, die Baugenehmigung für das ge­
plante Bauvorhaben zu erteilen, da dieses im Investi­
tionsplan 1949 nicht enthalten ist. Die etwa in ihrem 
Besitz befindlichen Baustoffe für Ihr Bauvorhaben ha­
ben Sie dem Neuaufbauamt zu melden und Sie dür­
fen ab sofort nicht mehr darüber verfügen. 
Man kann sich ausrechnen, daß diesen Verfügungen 
nicht oder nur teilweise nachgekommen wurde, denn 
Kontrollmöglichkeiten seitens der Behörde bestanden 
in nur sehr geringem Umfange, und welches Bauauf­
sichtsamt hätte diese Verfügungen kontrollieren kön­
nen? Der personelle Aufwand hätte in keinem Verhält­
nis gestanden. So begann die Kriminalisierung einer 
ganzen Gesellschaft. 

Die Folge waren unter anderem wieder Denunziatio­
nen: Unterzeichneter z. Zt. Bewohner in der Morgen­
straße muss ich Sie doch bitten, danach hinzusehen, 
was jedem Blinden auffällt. Herr Albert Heyroth Mittag­
straße 37, baut und baut und baut ohne überhaupt bau­
polizeiliche Genehmigung eingeholt zu haben. Heyroth 
sein Grundstück ist zur Hälfte zusammen gestürzt, es 
war eine Lehmbude und mit nur halben Steinen zusam­
mengesetzt. Er hat das ganze halbe Gebäude als Schutt 
wegfahren lassen, sich aber ca. 2800 Mauersteine von 
dem Gebäude Hospital-Schwiesau genommen und sich 
sein Grundstück massiver Giebel etc. und Aufbau ei­
nes Stallgebäudes etc. = 2 Stock errichten lassen. 
Heyroth hat vom Hospital Schwiesau 7 Stück Balken 
28/24 ca. 8 m lang und mehrere kleine Balken genom­
men, sich diese auftrennen lassen und Balkenlager 
sowie Dachsparren für sein Wohnhaus, für den Stall 
etc. und für das Seitengebäude in der Insleberstrasse 
(Insleberschloss) schneiden lassen und damit wunder­
bar aufgebaut. Ich bitte Herrn Heyroth nach dem Rech­
ten zu sehen und alles das was Heyroth sich vom Hos­
pital Schwiesau genommen hat, in Rechnung zu set­
zen und ihm alles weitere Bauen und Treiben zu unter­
sagen. 
Diese und andere Revisionen zeigten allerdings mei­
stens, daß vorab ein Einvernehmen hergestellt war oder 
daß es sich um nicht genehmigungspflichtige Instand­
setzungsarbeiten gehandelt hat. Gelegentlich sind auch 
offene Auflehnungen gegen die Planwirtschaft zu ver­
spüren, wenn es in einem Schreiben an die Bauauf­
sicht heißt: Der Wille versetzt Berge. Der Eigentümer 
war nicht nur ein Opfer der Planstrategen, sondern auch 
gleichzeitig den Angriffen der Mieter ausgesetzt, die 
sich über den Zustand ihrer Wohnungen beklagten. 
Dabei bezahlten z. B. 23 Mietparteien in der Ankerstra­
ße 10 im Jahre 1955 nur 534,96 Mark Miete (23 - M im 
Durchschnitt; der Maurerlohn lag bei 1.05 M und die 
Polierstunde kostete 1.56 M). Und selbst wenn bei die­
sem geringen Mietaufkommen Reparaturarbeiten be­
antragt wurden, so konnte eine Genehmigung mit dem 
zynischen Vermerk: Es wird kaum möglich sein, für dies 
kleine Objekt eine Baufirma zu finden (1959) erfolgen 
oder aber aus ideologischen Gründen abgelehnt wer­
den; ... ein Verzicht auf die scheinbar noch festsitzen­
den Konsole ist um so leichter möglich, als ein Ersatz 
für die fehlenden nicht zu beschaffen ist, weil die Aus­
schmückung der Gebäudeansichten mit derartiger 
Scheinarchitektür heute überholt ist. 

Magdeburg, den 8.7.1950 
gez. Schulle 

Diese Ansicht war nicht neu, wurde doch schon 1931 
von der Baupolizei ein Antrag positiv beschieden, daß 
eine Fassade neu verputzt werden durfte unter gleich­
zeitigem Entfernen 'der überflüssigen Gesimse'; außer­
dem durfte der Sockel mit dunklen Eisenklinkern ver­
kleidet werden. Aus dieser Zeit stammen sowohl in der 
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Abb.: Gleich nach dem 
Krieg wurde 
neben der 
Baupolizei eine 
sogenannte 
Volkskontrolle 
eingeführt! 

Abb.: Beschwerde an 
die Wohnungs-
kommission 
(1955) 
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Neuen Neustadt als auch in der Sudenburg die sehr 
unansehnlichen Klinkerverkleidungen. 
Ein Sinneswandel trat erst in den achtziger Jahren kurz 
vor der 'Wende' ein, als führende Bauhistoriker der 
DDR, zum Beispiel Kurt Milde, in der Phase der Wie­
derentdeckung nationaler geschichtlicher Bezüge in 
den historischen Formen der Architektur des 19. Jahr­
hunderts (endlich) eine dialektische Doppelfunktion 
entdeckten. Die Gebäude sollten nicht nur als 'Zeichen' 
eines Jahrhunderts des beginnenden Klassenkamp­
fes aufzufassen sein, sie müßten mehr noch als künst-
lerischer Gegenstand, der durch die Gestaltung ge­
prägt ist, behandelt werden. Sowohl die Gesamtform 
als auch ihre Glieder stünden als Produkte künstleri-
schen Wollens in Ordnung, Proportion, Material, Far­
be und anderem in engster Wechselbeziehung zuein-
ander. Jedes einzelne sei als ein für das Ganze not­
wendige Glied zu sehen. Das Entfernen von Teilen die-
ser Einheit müßte daher beeinträchtigend, wenn nicht 
gar zerstörend wirken. In den Akten schlägt sich die-
ser Sinneswandel als Eigentumsverzicht gemäß § 928 
BGB nieder. Auch wird ein an sich sehr wertvolles 
Wohngrundstück für herrenlos erklärt (1952 - Anker­
straße 1) - oder die Akte schließt mit der Notiz 'West­
flüchtigkeit' oder 'illegal nach dem Westen verzogen'. 

Abb.: Giebel- und Fassadenwerbung (Haidensleber Straße 11 unc 
Haldensleber Straße 1a 

Abb.: Werbung für Hausschlachtung (Mittagstraße 43) 
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7.5. Werbung und Automaten 

Werbung setzte eigentlich erst nach dem Ersten Welt­
krieg ein; vor dem Ersten Weltkrieg gab es nur Giebel-
und Fassadenwerbung. 
Schlagartig stellt fast jedes Geschäft und jeder Hand­
werker einen Antrag, am Laden ein Reklameschild an­
bringen zu dürfen. Nur wenige Schilder waren schon 
in der Kaiserzeit angebracht worden, so wie zum Bei­
spiel das Fahnenschild der Tischlerei von Bernhard 
Hausmann' (1915) in der Neuen Neustadt oder das 
Armschild mit Aufschrift der Firma 'Norddeutsches 
Schokoladenhaus' in der Sudenburg (Halberstädter 
Straße 122). Das Schild (1.10 m x0.50 m) war 1.10 m 
ausladend und 2.50 m über dem Bürgersteig anzubrin­
gen, vorausgesetzt, dass alljährlich zum 1. April (zum 
ersten Male am 1. April 1910) dem 6. Polizei-Revier das 
Gutachten eines gerichtlichen Sachverständigen für 
Schlosserarbeiten darüber vorgelegt wird, dass die 
Befestigung des Schildes zuverlässig ist, so dass eine 
Gefahr für die Vorübergehenden nicht besteht. 

Auch die Neustädter Markthalle von Otto Queding (Neu­
haldensleber Straße 36) sowie die Niederlage des 'Pil­
sener Brauhaus in Berlin' (Neuhaldensleber Straße 1) 
machten durch Reklameschilder auf ihre Verkaufsräu­
me aufmerksam. Diese Reklameschilder griffen auf die 
Tradition der Gewerbeschilder und Zunftzeichen zu­
rück, die 1897 schon als Reklame-Aushängeschild 
aufgefaßt wurden (z. B. das Schild mit Barbier-Becken 
des Friseurs Fritz Hagen, Neuhaldensleber Straße 39). 
Die Schilder waren zuweilen gleichzeitig ein Aushän­
geschild der Gesinnung: 1881 Hängeschild 'deutscher 
Handschuhmacher'; der untere Rand eines Fahnen­
schildes hatte sich 2.60 m über dem Bürgersteig zu 
befinden. 

Abb.: Werbung für 'Norddeutsches Schokoladenhaus' 
(Halberstädter Straße 122) 

Parallel dazu verlief eine Entwicklung über Schaukä­
sten an der Hauswand (Anhang Blatt 26). Nach dem 
Ersten Weltkrieg war nach § 6 des Ortsstatuts 4. Juli 
1923) zunächst die Bürgersteigsbreite bestimmend. Bei 
einer Breite von 4,30 m (Moritzstraße 1) durfte ein 
Schaukasten nicht mehr als 0,80 m, bei einer Breite 
von 2.50 m (St. Michael-Straße 10) nicht mehr als 0.15 
m in die Straße hineinragen. Der untere Rand des 
Schaukastens ('hier billiger Strumpfverkauf') hatte sich 
einen Meter über dem Bürgersteig zu befinden; die 
Entwicklung der Schaukästen endete mit den berüch­
tigten 'Stürmer-Kästen' der NSDAP (1935, Moritzstra­
ße 2 c, Lübecker Straße 92). 

Abb.: Geschäftshaus auf der Halberstädter Straße 

Eine Ausnahme bildete die jederzeit widerrufliche Er­
laubnis, in einer Höhe von 3.50 m einen Weihnachts­
baum anzubringen. Der Weihnachtsbaum durfte nicht 
mehr als 80 cm in die St. Michael-Straße hineinragen. 

Mitte der zwanziger Jahre begann schließlich eine neue 
Dimension der Werbung: die Leuchtreklame. Den An­
fang machten die großen Konzerne wie die 'Deutsch-
Amerikanische Petroleum-Gesellschaft' (ESSO); sie 
beantragte eine Lichtreklame für eine Standard-Pump­
anlage (Moritzstraße 9). 1925 wurde für das Haus 



118 DIE NAPOLEONISCHEN GRÜNDUNGEN MAGDEBURGS 

St. Michael-Straße 44 gemäß § 6 des Ortsstatuts vom 
4. Juli 1923 die Erlaubnis ausgefertigt, ein 'Lichttrans­
parent' (30 cm x 60 cm große Milchglasscheibe mit 
schwarzer Schrift: 'C. Staufenbiel u. Söhne, Herrenbe­
kleidung, Webwaren, Bettfedern') anzubringen. Der 
untere Rant des Kastens muss 4 m vom Bürgersteig 
entfernt sein. Diese Erlaubnis ist widerruflich. Verwal-
tungsgebühr 5 Reichsmark. Blaues Röhrenlicht war 
allerdings nicht gestattet. 
An der Löwen-Apotheke wurde 1936 eine Bayerkreuz-
Neonanlage angebracht: Bayerkreuz-Lichtwerbung ist 
eine Werbung für deutsche Arzneimittel, die in allen 
Ländern der Erde gebraucht und gekauft werden. Ne­
ben ihrer großen Bedeutung auf dem Gebiete des Heil­
wesens spielen die Bayer-Arzneimittel als wichtiger 
Exportartikel in der Devisenbeschaffung eine bedeut­
same Rolle. Bayerkreuz-Neonanlagen werden grund­
sätzlich an Apotheken, also an der Stätte der eigenen 
Leistung, angebracht und entsprechen in jeder Hinsicht 
den Bestimmungen des Werderates der deutschen 
Wirtschaft. Ihre Herstellung bedeutet Beschäftigung für 
die Industrie, ihre Montage und Pflege Arbeit für örtli­
che Handwerksbetriebe. Die moderne großstädtische 
Wirkung einer gut ausgeführten Neonanlage ist bekannt. 
Sie paßt sich nicht nur in die Lichtfülle der Hauptver­
kehrs- und Geschäftsstraßen ein, sondern verleiht bei 
ihrer guten architektonischen Gestaltung auch dem stil­
gerechten und wertvollen alten Straßenbild einen be­
sonderen Reiz. 

Eine Leuchtreklame konnte sich sogar die Heißman­
gel (mit elektrischer Drehrolle) in der Umfassungsstra­
ße 22 leisten. Und selbst am Cigarrengeschäft der Anna 
Kuch, geborene Grütz, (Neuhaldensleber Straße 47) 
leuchtete seit 1933 ein Reklameleuchtschild. Eine Be­
leuchtung in 'rot' war verboten (Reklame des Suden­
burger Brauhauses in der St. Michael-Straße 20 a). 

Reklameschilder gab es für Bodensteiner- und Dia­
mant-Bier, Eis, Josetti- oder Manoli-Zigaretten, Zigar­
ren, für die Konsum-Geschäfte, für Bücher, billige Web­
waren und Strümpfe, für Heu, Stroh und Häcksel. Auch 
zahlreiche Handwerker machten auf ihre Gewerbe auf­
merksam (Schuhreparatur und Masswerkstatt, Schnei­
der, Schlosser, Damen-Friseursalon) sowie ein Kinder-
Sport-Karussel in der Haldensleber Straße 46. 
In den zwanziger Jahren setzte sich die Nutzung von 
großflächigen Giebelwänden zu Reklamezwecken ver­
stärkt fort. Ein derartiges Beispiel stellte die zwölf Me­
ter hohe LUX-Werbeschrift (Seifenflocken für Wolle und 
Seide) der Sunlicht AG Mannheim-Rheinau an der Ecke 
Halberstädter Straße / Rottersdorfer Straße dar (1926). 
Ein Jahrzehnt später schloß die Berliner Werbefirma 
Alfred Schrage mit dem Hausbesitzer Hermann Lier 
zwecks Werbebeschriftung einen neuen Vertrag, um 
für die Märkische Seifen-Industrie Warta in Witten/Ruhr 
die Werbebeschriftung 'Warta Seife mit Hautnahrung' 

Abb.: Reklame für Bodensteiner Bier, Gastwirtschaft Zum 
schweren Stoff (1925), Umfassungsstraße 33 

Abb.: Werbung für Diamant-Biere in der Ankerstraße 6 

(Text nebst Warta-Kopf) anzubringen; alle sechs ein­
gereichten Mustervorschläge wurden von der Baupo­
lizei abgelehnt. Gegen diese Ablehnung erhob Schra­
ge Beschwerde. Nach allgemeiner Auffassung sollte 
eine Baupolizei nach nationalsozialistischen Grundsät­
zen verfahren und Beraterin der Werbungtreibenden 
sein ... Ich verweise ferner auf eine Erlaß des Herrn 
Reichsministers für Volksaufklärung und Propaganda 
vom 16. Juni 1936, daß der Außenanschlag ein Werbe­
mittel ist, dessen Erhaltung im Interesse der dringend 
notwendigen Belebung der Volkswirtschaft unerläßlich 
ist. In seinem Erlaß vom 28. September 1934 ersucht 
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der Herr Reichsminister die Landesbehörden, die vor­
handenen Möglichkeiten zum Schutze des Orts- und 
Heimatbildes unter verständiger Würdigung der wirt­
schaftlichen Interessen wahrzunehmen. Der Herr 
Reichswirtschaftsminister erklärte im Reichsanzeiger 

Nr. 267 vom 17. Nov. 1934 u. a., 'der Werberat hat in 
seiner 9. Bekanntmachung allen berechtigten Klagen 
über die Verunstaltung des Landschafts- und Ortsbil­
des durch Reklame Rechnung getragen. Weitergehen­
de Maßnahmen beeinträchtigen berechtigte Interessen 
der Wirtschaft und schädigen zahlreiche Volksgenos­
sen, die in der herstellung von Werbeschildern Arbeit 
und Brot finden.' 
Die in der Ablehnung vom 23.3.38 gemachte Begrün­
dung, daß sich die Darstellung des Kinderkopfes in viel­
facher Vergrößerung nicht einwandfrei einfügt, ist nicht 
stichhaltig. Es handelt sich bei dem 'Warta-Kopf um 

Abb.: Großflächige Werbung an den Wandflächen; 
die LUX-Werbung (links) war 12 m hoch 

ein Warenzeichen, das auf jeder Seifen-, Creme- oder 
Puderpackung verwendet wird und das auch an sämt­
lichen Giebelflächen in ganz Deutschland verwendet 
und von keiner Baupolizei beanstandet worden ist ... 
Es befindet sich zurzeit am Giebel die alte „Lux-"Rekla­
me, die bereits verwettert ist und in diesem Zustand als 
verunstaltend bezeichnet werden muß und die entspre­
chend den Richtlinien des Werberates der Deutschen 
Wirtschaft (2. Bekanntmachung) längst hätte entfernt 
werden müssen. Ich gestatte mir, darauf hinzuweisen, 
daß die verantwortlichen Stellen die Aufgabe haben, 
die Außenwerbung in der Richtung weiter zu entwik-
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keln und zu fördern, daß ihr Werbewert gesteigert und 
ihr die Stellung verschafft und erhalten wird, die ihr auf 
Grund ihrer Bedeutung in der deutschen Volkswirtschaft 
zukommt. Heil Hitler! 
Der Regierungspräsident als Beschwerdeinstanz lehnte 
dennoch die Beschwerde des Schrage ab, indem er 
sich die Argumentation der Baupolizei zueigen mach­
te. Die Darstellung des Kinderkopfes auf Packungen, 
Werbeschriften und dergl. mag für die Zwecke der 
Werbung angebracht sein, auch für Daueranschläge 
bis zu natürlicher Größe des Kopfes. Vorübergehend 
könnte auch auch einmal eine maßvolle Vergrößerung 
erträglich sein. Hauswände, die Straßenräume zu bil­
den haben, sind aber mit wenigen Ausnahmen in glei­
chem Maßstab, durch Geschoßhöhen und Fenster, 
gegliedert. Fensterlose Brandgiebel wirken nie als al­
leinstehende Flächen, sondern müssen immer als Teil 
des Baukörpers gesehen werden. Eine Störung wird in 
jedem Falle eintreten, wenn es auch beispielsweise nur 
ein Fenster wäre, das in doppelter Größe aufgemalt 
wird. So ist auch jede figürliche Darstellung eines riesi­
gen Hobels, einer Flasche und dergl., vor allem aber 
eines Kinderkopfes von mehreren Metern Durchmes­
ser, eine Unmöglichkeit. Nach diesen Grundsätzen er­
folgt die baupolizeiliche Beratung. Unter voller Würdi­
gung der wirtschaftlichen Interessen muß der Schutz 
des Orts- und Straßenbildes im Allgemeininteresse er­
fordert und auch durchgeführt werden. Ein neuer, ab­
geänderter Antrag, der nur auf den Schriftzug zurück­
gegriffen hätte, wurde von Schrage nicht wieder ge­
stellt. Dafür wurde 1953 noch einmal eine Giebelrekla­
me für die PERSIL-Werke Genthin genehmigt. 

Zu den großen sozio-ökonomischen Umwälzungen 
nach dem Ersten Weltkrieg gehörte auch die Aufstel­
lung von Automaten vor dem Geschäft. 'Bediene Dich 
selbst' hieß die neue Devise, und gemäß dieser Auffor­
derung konnte der Verbraucher 'fabrikfrische' Zigaret­
ten der Marken Josetti, Juno (aus gutem Grund ist Juno 
rund) und Club (nur während der allgemeinen Ge­
schäftszeit!) aus den Schächten der Automaten zie­
hen. Und damit die Automaten im Notfall nicht mit dem 
Feuermelder verwechselt werden konnten, wurde als 
Zusatz zur Genehmigung verfügt: Der Farbanstrich des 
Automaten darf nicht 'rot' sein. 

Nach und nach wurden einige Automaten, darunter 
auch Schokolade-Automaten (Trumpf), in der Neuen 
Neustadt und Sudenburg (St. Michael-Straße 30) auf­
gestellt; die meisten Automaten standen auf der be­
lebten Neuhaldensleber Straße. 1936 kam schon der 
erste Briefmarken-Automat hinzu. 

Abb.: Die ersten Automaten in der Neuen Neustadt 
(Neuhaldensleber Straße 41 und Ritterstraße) 



121 

Abb.: Die ersten Zigaretten-Automaten in der Neuen Neustadt, 
Neuhaldensleber Straße 25 

7.6. Wasserversorgung und Kanalisation 

Die Trinkwasserversorgung erfolgte sowohl über sieb­
zehn öffentliche Brunnenanlagen, die jedermann zu­
gänglich waren, als auch über private Brunnen, die 
nach der Bauordnung zu jedem Grundstück gehören 
mußten. 
1858 erfolgte der Bau einer ersten Wasserleitung für die 
Neue Neustadt. Das Wasser für dieses Wasserleitungs-
system wurde unterhalb Magdeburgs aus der Elbe ent­
nommen, obwohl die Altstadt Magdeburgs ihre Abwäs­
ser der Elbe zuführte. Das Wasser kam in der ersten 
Zeit unfiltriert in die Wasserleitung. Später wurde das 
Leitungswasser aus einem Stollen mit Kiesschüttung 
entnommen (Wasserkunst); allerdings roch das Was­
ser stark nach den Leuchtgasprodukten der benachbar­
ten Gasfabrik. 'Das Wasser stank, und stinkend gelang­
te es in unser Rohrnetz; es stank so, dass es mitunter 
ekelerregend wirkte, wenn man es nur in ein Glas schöpf­
te,' schrieb Dr. Hager aus der Neuen Neustadt im Mon­
tagsblatte am 3. Mai 1886. Die Neustädter hielten sich 
aus diesen verständlichen Gründen weiter an ihr ver­
trautes Brunnenwasser, das zwar klar war und nicht 

Abb.: ehemalige Pumpe an einem öffentlichen Wasserbrunnen in 
der Rottersdorfer Straße 

stank, dafür aber mit unzähligen Keimen durchsetzt war. 
Weder die Bevölkerung noch die kommunalen Autoritä­
ten wie Baupolizei oder Gesundheitsdienst hatten er­
kannt, daß die Bodenverhältnisse in der Neuen Neustadt 
einen verhängnisvollen Einfluß auf die Gesundheitsver­
hältnisse der Bewohner ausübten. 
Zwar war bekannt, daß die Neue Neustadt schon seit 
ihrer Gründung eine abnorm hohe Sterblichkeit aufwies, 
die sich durch die gewöhnlichen Verhältnisse nicht er­
klären ließ, jedoch brachte erst das Kaiserliche Gesund­
heitsamt (nach der Eingemeindung) diese rätselhafte 
Erscheinung am 4. April 1886 dem Magistrate der Stadt 
Magdeburg gegenüber zur Sprache. In jenen Ausfüh­
rungen heißt es, daß die Neue Neustadt - verglichen 
mit anderen deutschen Städten - bei einer Sterbeziffer 
zwischen 40-55 die nahezu ausnahmslos zahlreichsten 
Todesfälle aufzuweisen hat. Unter den einzelnen To­
desarten traten neben den akuten Erkrankungen der 
Atmungsorgane in erster Linie Unterleibstyphus, Diph­
therie, Cholera und Croup auf. 
Nach der Eingemeindung ging der Magistrat der Stadt 
Magdeburg diesem Phänomen im wahrsten Sinne des 
Wortes auf den Grund und ließ eine geologische Un-
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tersuchung des Untergrundes der Neuen Neustadt 
durchführen. Im Rahmen dieses Gutachtens wurde 
bestätigt, daß das Gebiet der Neuen Neustadt zum eis­
zeitlichen Urstromtal der Elbe gehörte; mächtige Kies­
sandschichten unter einer geringen Humusdecke be­
zeugen diese Vorgänge. Im Zeitalter des Tertiär, als sich 
in dieser Region ein weitläufiges Meer erstreckte, la­
gerten sich zahlreiche Schichten von Grünsanden (Ei­
senoxydul-Verbindungen) und Tonen ab. Den Unter­
grund dieser Sand- und Tonschichten bildet ein mäch­
tiges felsiges Massiv von Grauwacken und Tonschie­
fern des Unteren Karbons. Bis zur Tertiärzeit ragte die­
ses Urgestein, es steht in der Nachtweide nur 6,50 
Meter unterhalb der Erdoberfläche an, über die sie 
umspülenden Meere (Dyas, Trias, Lias, Kreide) empor. 
Die meisten Brunnen waren in die Grünsande und vor 
allem in die Tonschichten eingetieft. Die Beschaffen­
heit dieses zähen, undurchlässigen Materials führte 
dazu, daß Krankheitserreger, die einmal von oben her 
in den Brunnenschacht hingelangt waren, nicht ent­
weichen konnten. Und in jener Zeit gelangten die zahl­
reichen Krankheitserreger, vor allen Dingen Cholera-
Erreger, mit dem Wasser aus den Gossen und Senk­
gruben fast ungehindert in die Brunnen, zumal die Kies­
sandschicht das verunreinigte Wasser nahezu ungefil­
tert in die Brunnen abführte. Erst als am 1. April 1886 
das Wasserleitungssystem der Neuen Neustadt an das 
Altstädter System angeschlossen wurde, ging die Zahl 
der Sterbefälle schlagartig zurück. 

Zwischen 1875 und 1890 wurden die Straßen in den 
beiden Stadtteilen Neue Neustadt und Sudenburg ka­
nalisiert. Vom Zeit der Fertigstellung an waren alle An-
lieger verpflichtet, einen Anschluß herzustellen. 
Die Kanalisation wurde durch Ortsstatute geregelt. In 
der Sudenburg wurde die statuarische Festsetzung 
bezüglich der Entwässerung der Grundstücke in ka­
nalisierten Straßen seit 1876 auf der Grundlage des 
§ 11 der Städte-Ordnung vom 30. Mai 1853 getroffen. 
Mit diesem Ortsstatut wurde verkündet, daß die auf Ko­
sten der Stadt Magdeburg angelegten unterirdischen 
Entwässerungs-Anlagen (Kanäle und Rohrleitungen) 
dazu dienten, sowohl das Tagewasser als auch das 
Haus- und Wirtschaftswasser, das zu gewerblichen 
Zwecken benutzte und verunreinigte Wasser, Urin und 
Exkremente abzuführen. Auf dem Hintergrunde dieser 
Definition war jeder Eigentümer eines bebauten Grund­
stücks, welches an einer mit unterirdischer Entwässe­
rungs-Anlage versehenen Straße liegt, zur unentgeltli­
chen Benutzung dieser Anlage berechtigt, andererseits 
aber auch verpflichtet, das Grundstück auf seine Ko­
sten durch eine unterirdische Entwässerungs-Anlage 
an den Straßenkanal anzuschließen, vorausgesetzt, 
daß die städtische Entwässerungs-Anlage vor das 
Grundstück geführt war. In Straßen, die eine größere 
Breite als fünfzehn Meter hatten, war der betreffende 

Grundstück-Besitzer nur verpflichtet, die Entwässe­
rungs-Anlage für sein Grundstück bis in die Mitte der 
Straße auf seine Kosten anzulegen. Lag die städtische 
Entwässerungs-Anlage über diese Mitte hinaus, so 
hatte die Stadt die Mehrkosten zu tragen. Bezüglich 
der Abfallrohre von den Dächern an den Straßenfron­
ten verblieb es bei der Bestimmung des § 17 der Bau­
polizei-Ordnung vom 6. März 1874 (alle Gebäude, de­
ren Dachflächen eine Neigung nach der Straße haben, 
müssen mit feuersicheren, zur Aufnahme des Regen­
wassers hinreichend weiten Dachrinnen versehen sein. 
Diese Dachrinnen müssen die genügende Anzahl Ab­
fallröhren erhalten, welche höchstens fünfzehn Zenti­
meter über dem Straßenpflaster die Flüssigkeiten in ei­
nen Rinnstein abführen). Der Anschluß eines Grund­
stücks an die städtische Entwässerungs-Anlage war, 
wenn eine Straße neu kanalisiert wurde, gleichzeitig 
mit der Erbauung des Kanals sofort bei Bebauung, in 
allen anderen Fällen spätestens bis zum 1. Juli 1877 
auszuführen. Die Ausführung der Verbindung und die 
Leitung des Hausröhren innerhalb des Grundstücks 
blieb dem Grundstückeigentümer überlassen. Späte­
stens acht Tage vor dem Beginn der Arbeit hatte er 
aber dem Magistrat von der beabsichtigten Anlage 
unter Beifügung der erforderlichen Zeichnungen schrift­
liche Anzeige zu machen. Aus der Zeichnung mußte 
hervorgehen, wo sich auf dem Hofe das Einfalloch mit 
dem Schlammbassin zur Ablagerung der Sinkstoffe 
befindet; das Schlammbassin mußte außerdem über 
einen Verschluß verfügen, der den Austritt der Gase 
verhinderte. Im übrigen war der Grundeigentümer ge­
mäß dieses Statuts zur Unterhaltung und Reinigung 
der zu seinem Grundstücke gehörigen Entwässerungs-
Anlage bis zu dem Einfluß in die öffentliche Leitung 
verpflichtet und hatte eintretende Verstopfungen so­
fort zu beseitigen. Der Zustand dieser Leitungen konnte 
von Beamten des Magistrats den Zustand der Haus­
röhren und der häuslichen Entwässerungs-Anlagen 
untersuchen lassen und die Beseitigung der vorgefun­
denen Mängel einfordern. Als die Neue Neustadt mit 
der Stadt Magdeburg 1886 vereinigt wurde, wurden 
diese Vorschriften übernommen. 
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Abb.: Antrag auf Entwässerung in den Straßenkanal (Moritzplatz 6) 
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8. ZUR ARCHITEKTURGESCHICHTE IN DER 
NEUEN NEUSTADT UND SUDENBURG 

8.1. Historisierende Architektur des 
19. Jahrhunderts 

Der lebhafte historische Sinn, der das Denken des 
19. Jahrhunderts bestimmte, verbunden mit einem ge­
wissen Streben der Bauherren, von Anderem abzuwei­
chen und Neues zu bieten, führte in der Baukunst zur 
Rezeption von Romanik und Gotik, Renaissance und 
Barock. Und da ja auch der Klassizismus noch keines­
wegs vergessen war und darüber hinaus Synagogen, 
Tierhäuser, Tabakmanufakturen und Bazare gelegent­
lich auf orientalische Formen zurückzugriffen, entstand 
in den deutschen Städten schließlich ein wahres Mu­
sterbuch von fast allen Stilen, die die Menschheit bis 
dahin hervorgebracht hatte. Diese Bauweise wird Ek­
lektizismus genannt. Der Begriff ist vom griechischen 
eklégo abgeleitet, was so viel wie 'auswählen' heißt. 
Eklektiker, also 'Auswähler', wurden ursprünglich die 
Philosophen nach Plato und Aristoteles genannt, die 
kein bestimmtes System mehr aufstellten, sondern sich 
aus den vorhandenen Systemen dasjenige aussuch­
ten, was ihnen der Wahrheit am nächsten zu kommen 
schien. Der Begriff sollte andeuten, daß die Kraft des 
selbständigen Schaffens erschöpft war. In der Baukunst 
des 19. Jahrhunderts führte diese Haltung dazu, daß 
der Baumeister sich aus dem Musterbuch der Archi­
tektur ganz nach freiem Ermessen bediente. 
In diesem Sinne konnte 1889 der Architekt Gurlitt in 
einer polemischen Schrift seinen fiktiven Architekten 
sagen lassen: Wenn ich ein Verdachungsgesims über 
ein Fenster mache, so thue ich es weder um den Re­
gen abzuhalten, noch um innere Funktionen zum Aus­
druck zu bringen, wie es in der zünftigen Aesthetik heißt, 
sondern weil ich in der Fassade gerade an jener Stelle 
Licht und Schatten, Bewegung brauche. Die Bauglie­
der gehören mir, ich setze sie hin, wohin es mir paßt 
und kein Mensch hat mich nach Gründen zu fragen, 
wenn die Fassade endlich gut aussieht. Masse, Licht, 
Schatten, Horizontale, Vertikale, Schwingung und Ge­
genschwingung: die bloße Form war es, die nun in der 
gleichsam alltäglichen Baukunst die symbolhafte und 
idealbezogene Form des 'hehren' Klassizismus zu ver­
drängen begann und statt dessen eine neue, andere 
Ordnung in den Vordergrund stellte. 
Die Entstehungsbedingungen der Dekorationsarchitek­
tur der Gründerzeit hatte Hugo Licht (1877) folgender­
maßen gekennzeichnet: Geist und Kapital kamen ein­
ander entgegen: die Unternehmungslust des einen und 
die Sucht des anderen, seiner Bedeutung eine sicht­
bare, imponierende Gestalt zu verleihen, vereinigten 
sich zu einer langen Reihe von baukünstlerischen 
Schöpfungen, welche die architektonische Physiogno­
mie der Neuen Neustadt und Sudenburg ab 1865 we­

sentlich umgestaltet haben. Eine derartige Baukörper­
gestaltung, insbesondere auch Fassadengestaltung, 
trat in der Neuen Neustadt und Sudenburg verstärkt 
seit der Mitte der achtziger Jahre in Erscheinung und 
wird als 'deutscher Neubarock' bezeichnet. Diese Stil­
mischung wurde immer dekorativer und routinierter und 
es war den Maurermeistern und Bauherren eigentüm­
lich, die ja kaum zum Wesen der architektonischen 
Schöpfung durchdringen konnten, das Hauptgewicht 
auf das Beiwerk, auf die Formen zu legen. So wurde 
der Neigung, im Ornament der Fassade zu übertrei­
ben, nachgegeben. Diese Phase des Neubarock dau­
erte etwa von 1860 bis 1914 und wurde zum Reprä­
sentationsstil des Großbürgertums, dessen träumeri­
schen Vorstellungen mehr oder weniger deutlich mit 
dem Germanischen, Deutschen und vor allem mit der 
wiedererstandenen kaiserlichen Größe verbunden wa­
ren. Die meisten Bürger fühlten das Bedürfnis nach 
Heldentum, waren sich der Notwendigkeit der Entwick­
lung einer staatsbürgerlichen Sittlichkeit sehr bewußt. 
Nur - wo konnte man damals die Vorbilder einer sol­
chen Tugend finden? Unheroisch wie die bürgerliche 
Gesellschaft nun einmal ist, hatte es der Aufopferung 
in den Völkerschlachten und des Heroismus während 
der Kriege von 1864, 1866 und 1870/71 bedurft, um in 
den klassisch strengen Überlieferungen der römischen 
Republik die Ideale, die Selbsttäuschungen, aber auch 
die klassischen Kunstformen zu entdecken, um ihre 
patriotische Leidenschaft auf der Höhe der großen 
nationalen Bewegung zu halten. 
An dieser Stelle ist ein Wort über Symmetrie und Pro­
portion im Zusammenhang mit der deutschen Archi­
tektur des Neubarocks angebracht. Das Wort Symme­
trie bedeutete bei den Griechen keineswegs das, was 
es heute in unserer Sprache bedeutet, nämlich eine 
genaue Übereinstimmung zwischen den Teilen auf der 
linken und der rechten Seite. Vielmehr bezeichnete es 
die Struktur eines Körpers, dessen Glieder alle ein ge­
meinsames Maß haben (syn metron). Mit anderen 
Worten: Die Griechen nannten Symmetrie, was heute 
Proportion genannt wird, d. h. den konstanten Bezug 
der Glieder untereinander und jedes einzelnen Glie­
des zum ganzen Körper, und zwar derart, daß man aus 
dem Maß eines einzigen Teiles die Maße der anderen 
Teile und des Ganzen auf einmal ableiten kann. 
Für eine Beurteilung der Architektur der Gründerzeit be­
deutet diese Feststellung, daß es zwei Arten architektoni­
scher Schönheit geben muß, nämlich eine solche, die auf 
überzeugende Gründe gestützt ist, und eine andere, die 
von vorgefaßten Meinungen abhängig ist. Auf überzeu­
gende, rationale Gründe gestützte Schönheiten sind sol­
cher Art, bei denen der Reichtum des Materials, einzelne 
Teile der Architektur entsprechend der Gleichheit ihrer Zahl, 
ihrer Größe, ihrer Lage und ihrer Ordnung, die Größe und 
Pracht des Gebäudes, die Richtigkeit und Sauberkeit der 
Ausführung eine evidente Schönheit bewirkt. 
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Die Schönheit der Proportionen ist überzeugend, weil 
sie jedermann gefällt; ein Charakteristikum dieser 
Schönheit ist, daß die wesentlichen Proportionen in 
einem festen, meistens sogar in Zahlenwerten genau 
objektivierbaren Kanon festgeschrieben sind und ihre 
Schönheit in dem Augenblick verlieren, sobald auch 
nur einige wenige Maßverhältnisse von der Norm ab­
weichen. Alle Abweichungen dieser für unveränderlich 
befundenen Proportionen werden scharf verurteilt und 
eventuelle Fehler sofort bemerkt. Stellt man dieser 
Schönheit, deren Art man überzeugend, rational oder 
positiv nennen könnte die Art der Proportion gegen­
über, die auf Konvention beruht und dem Wechsel der 
Mode unterworfen ist, so erkennt man 'arbiträre' Schön­
heiten, weil sie von dem Willen abhängen, der uns ver­
anlaßt, den Dingen eine bestimmte Proportion, Form 
und Figur zu geben, die jedoch auch eine andere Ge­
stalt haben könnten, ohne dadurch unförmig zu er­
scheinen. Das Wohlgefallen an diesen Schönheiten 
beruht folglich nicht auf Gründen, die der ganzen Welt 
einsichtig sind, sondern allein auf der Gewohnheit so­
wie auf einer Beziehung, die der menschliche Geist 
zwischen zwei Dingen verschiedener Natur herstellt. 
Läßt sich eine derartige, allgemein beobachtbare Bau­
gesinnung in der Gesellschaft und bei den Baumei­
stern feststellen, dann hat auch eine 'arbiträre' Schön­
heit (Proportion) ihren Stellenwert. Voraussetzung ist 
einerseits, daß der Baumeister eine vornehme Idee 
empfangen und sich einen Begriff bilden muß, der ihm 
als Gesetz und Erkenntnis dient, und daß andererseits 
seine Entwürfe möglichst auf Ordnung und Einteilung, 
auf Maß und Wohlklang des Ganzen und seiner Teile 
beruhen sollten. Insofern lassen sich auch die Freihei­
ten der deutschen Neubarockarchitektur rechtfertigen, 
daß sowohl die antiken als auch alle neueren Propor­
tionen keiner anderen Regel unterlagen als die jegli­
che Reglementierung gerade mißachtenden, autono­
men Phantasien: Ebenso wie diejenigen, die als erste 
die klassischen Proportionen erfunden haben, kaum 
eine andere Regel kannten als ihre eigene Phantasie, 
ebenso hat man seither in dem Maße, in welchem jene 
Phantasie sich gewandelt hat, neue Proportionen ein­
geführt, die auf ihre Weise gefallen haben. 
In ähnlicher Weise unterschied auch Hegel in seinen 
Vorlesungen über Ästhetik die Symmetrie (Proportion) 
von der bloßen 'Regelmäßigkeit', und zwar unter dem 
Gesichtspunkt des ungleichen Mittels: Selbst bei jener 
äußersten Abstraktion, sagt Hegel, nämlich der Gleich­
heit in der Bestimmtheit, bleibt die Form nicht unver­
änderbar bestehen, denn der Gleichheit gesellt sich 
durch den Baumeister immer Ungleiches hinzu, und in 
die leere Identität tritt der Unterschied unterbrechend 
ein; auf diese Weise kann auch Symmetrie entstehen. 
Sie besteht allerdings darin, daß nicht eine abstrakte 
gleiche Form nur sich selber wiederholt, sondern mit 
einer anderen Form derselben Art, die für sich betrach­

tet ebenfalls eine bestimmte sich selbst gleiche, ge­
gen die erste gehalten aber derselben ungleich ist, in 
Verbindung gebracht wird. Durch diese Verbindung nun 
muß eine neue, schon weiter bestimmte und in sich 
mannigfaltigere Gleichheit und Einheit zustande kom­
men. Wenn zum Beispiel auf der einen Seite eines 
Hauses drei Fenster von gleicher Größe in gleicher 
Entfernung zueinander stehen, dann drei oder vier in 
Verhältnis zu den ersten höheren in weiteren oder nä­
heren Abständen folgen, endlich aber wiederum drei 
in Größe und Entfernung den drei ersten gleich, hinzu­
kommen, so haben wir den Anblick einer symmetri­
schen Anordnung. Denn es wäre ein Trugschluß zu 
glauben, daß nur die bloße Einförmigkeit und Wieder­
holung ein und derselben Bestimmtheit Symmetrie 
ausmacht; vielmehr gehört zu dieser ohne weiteres 
auch der Unterschied in Größe, Stellung, Gestalt, Far­
be, Tönen und sonstigen Bestimmungen, die dann aber 
wieder in gleichförmiger Weise zusammengebracht 
werden müssen. Erst die gleichmäßige Verbindung 
solcher gegeneinander ungleichen Bestimmtheiten 
ergibt Symmetrie (Proportion). 
In der Hochrenaissance wurde bekanntlich die innere 
Ordnung eines Bauwerks mit der Proportion der Fas­
saden zur Deckung gebracht; es bewirkte oft eine un­
natürliche Anpassung des Familien- und Geschäftsle­
bens an formale Prinzipien. Dazu gibt es in der altrö­
mischen Tradition eine interessante Analogie, welche 
die Architektur der Renaissance und des deutschen 
Neubarocks leichter verstehen läßt. Das römische Atri­
umhaus war wie die meisten Renaissancehäuser ein 
axialsymmetrischer Typ mit einer fest überlieferten An­
ordnung der Räume. Diese architektonisch rigide Ord­
nung des römischen Hauses paßte gut zur sittlichen 
Strenge und Stilisierung des römischen Familienlebens. 
Eine derartige zeremonielle Stilisierung und rigorose 
Strenge beherrschte auch zunehmend das Bewußtsein 
der Menschen im neu geschaffenen deutschen Kai­
serreich unter Preußens Führung. Und die Bauherren 
jener Zeit waren gerne bereit, den (angeblichen, klas­
sischen) Idealvorstellungen zu folgen, die sich für sie 
unter anderem auch in der Form einer wohlproportio­
nierten Architektur darstellten und deren Klarheit und 
Strenge die Bauherren als Symbole der preußischen 
Ordnung und der deutschen, geistigen Überlegenheit 
voll akzeptierten - und mit denen sie außerdem ein 
wenig selbstgefällig ihre gesellschaftliche Position und 
ihr (klein-) bürgerliches Selbstverständnis demonstrie­
ren wollten. 

Kritik an dieser Architektur wurde schon von Zeitge­
nossen geäußert. Bereits 1873 konstatierte Friedrich 
Nietzsche in seinen 'Unzeitgemäßen Betrachtungen' 
einen kulturellen Tiefstand Deutschlands nach der 
Reichsgründung 1871. Die Ursachen sah er in der 'Stil-
losigkeit' und in der Herrschaft des 'Bildungsphilisters': 
In diesem chaotischen Durcheinander aller Stile lebt 
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aber der Deutsche unserer Tage: und es bleibt ein ern­
stes Problem, wie es ihm doch möglich sein kann, dies 
bei aller seiner Belehrtheit nicht zu merken und sich 
noch dazu seiner gegenwärtigen 'Bildung' recht von 
Herzen zu freuen. Auch Cürlis und Stephany beklag­
ten in einer kritischen Studie den völligen Zusammen­
bruch der Baukunst, als das nach 1870 reich geworde­
ne Deutschland überflutet wurde von jener internatio­
nalen Welle, die in sinnlosem Taumel die 'Renaissance 
aller Stile' mit sich führte, und deren Abschaum wir in 
jeder Stadt auf dem Erdball sehen. 

Die Anforderungen an verlangter Arbeit waren den 
Meistern der älteren Schule über den Kopf gewach­
sen. An die Stelle ehrlicher Handwerksarbeit trat indu­
strielle Betriebsamkeit. So wurde das 19. Jahrhundert 
zum ersten historischen Zeitalter, in dem den Kunststi­
len auch die Rolle zufiel, als Gesinnungsabzeichen zu 
gelten, und es fiel den Zeitgenossen nicht schwer, aus 
den Bauten auf die politische und soziale Zugehörig­
keit zu schließen. 
Das 19. Jahrhundert war auch das Zeitalter, in der es 
die Kunsthistoriker zuerst unternahmen, die Stilge­
schichte als Ausdruck gesellschaftlicher Kräfte zu deu­
ten, ohne sich dabei völlig klar zu machen, daß diese 
Methode oft auf einer unstatthaften Analogie beruhte. 
Denn wer kann jeweils sagen, welche der möglichen 
Abweichungen von der konservativen Stilrichtung die 
wahrhaft fortschrittliche ist? Allerdings, gerade bei die­
ser Suche nach einer Rationalisierung des Kunsturteils 
leistete die Hegeische Fortschrittsphilosophie dem fort­
schrittsgläubigen Kritiker unschätzbare Dienste. Wenn 
Hegel recht hatte, daß es eine Logik in der Geschichte 
gab, daß die Stufen des Fortschritts den schrittweisen 
Stufen einer Schlußfolgerung glichen, die unwiderleg­
bar waren, dann waren auch historische Argumente 
zwingend. Man brauchte nur aus der Vergangenheit 
auf die Zukunft zu schließen, um zu erkennen, wer 
gewinnen würde, denn dabei sah man auch, wie die 
Entwicklung in Europa und besonders in Deutschland 
gegangen war und wohin sie weiterging. 

Die Sudenburg und die Neue Neustadt waren seit der 
Gründung ein städtischer, industrieller Anziehungs­
punkt, teils weil sie als Städte vor den Toren Magde­
burgs manche Annehmlichkeit boten, teils weil sie vie­
len Berufsarten ausreichende und gut bezahlte Arbeits­
gelegenheit gewährte. So ist es erklärlich, daß der Zu­
zug von Arbeitssuchenden zu allen Zeiten sehr groß 
gewesen ist. Für diese enormen Menschenmengen 
mußte ausreichender Wohnraum bereitgestellt werden. 
Da es wegen der fehlenden Finanzkraft der Kommu­
nen noch keine kommunalen oder genossenschaftli­
chen Wohnungsbauprogramme gab, lag die ganze 

Verpflichtung auf den Schultern der privaten Grundei­
gentümer. Ungefähr ab 1880 läßt die Mehrzahl der 
Hauseigentümer in der Neuen Neustadt und Suden­
burg nur noch solche Wohnhäuser errichten, die Be­
ständigkeit, Wohnlichkeit und eindrucksvolles Äußeres 
in sich vereinen. 

Dieses Wohn- und Geschäftshaus in der Sudenburg 
und Neuen Neustadt hatte den gesellschaftlichen Sta­
tus des Bauherrn zu dokumentieren, seine Kapitalkraft 
und Kreditfähigkeit, seine Unabhängigkeit aber auch 
seine Bereitschaft zur Teilnahme am neuen (deutschen) 
Bewußtsein. Dafür mußten die Architekturformen durch 
großen formalen Aufwand kräftige Kontraste schaffen 
- also vor allem durch 'Neuheit' geprägt sein. Allge­
meinere, auf das Ganze gerichtete, durch überlieferte 
Ideale bestimmte Ansprüche wurden in den Hinter­
grund gedrängt. Da man diesen Reklamecharakter mit 
Formen verwirklichte, die der gleichen geschichtlichen 
Epoche entliehen wurden, auf die sich auch die monu­
mentale Baukunst bezog, wurde deren hoheitsvolle 
Geste mit einbezogen. 

Abb.: Wohlhabende Bürgerfamilie (Carl Reps, Morgenstraße 5, 
Weihnachten 1912) 

Da Wohnraum knapp bemessen war, ist zu vermuten, 
daß der Bauplatz sehr wertvoll gewesen ist. Aus diesem 
Grunde wünschte der Bauherr, denselben möglichst 
umfassend auszunützen. Ab 1880 wurden alle Miets­
häuser mit dem selbstbewußten Stolz jener Epoche, 
prächtig geschmückt und mehrgeschossig (Vorder- und 
Hintergebäude) angelegt, denn - je vollkommener, bes­
ser und schöner ein Volk seine Wohn- und Geschäfts­
häuser erbaut, desto größer mußte nach der damaligen 
Meinung seine Kultur und Bildung erscheinen. 
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Abb.: Wohnblockbebauung Ritterstraße 1a 

Das Mietshaus in den Städten sollte darüber hinaus 
dem Besitzer als vorzügliche Kapitalanlage und als 
dauerhafte Erwerbsquelle dienen. Meistens richtete der 
Bauherr das Wohnhaus so sein, daß er mit der Familie 
in seinem Neubau wohnte und dort auch sein Geschäft 
betrieb. Gleichzeitig sollte das Wohnhaus den Arbei-
tern, dem kleinen Beamten oder dem mittellosen Rent­
ner eine angemessene und gleichzeitig angenehme 
Wohnung bieten. Aus diesem Grunde galt dem Wohn­
haus in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
ein gesteigertes Interesse, denn vor allem die große 
Wichtigkeit des Arbeiterstandes hatte sowohl dem 
Staat, einigen Gesellschaften als auch den privaten 
Unternehmern Veranlassung gegeben, in verschiede­
ner Weise für dieselben zu sorgen und den Bedürfnis­
sen des Arbeiters nach guten, billigen Wohnungen 
Rechnung zu tragen. 

Allgemein gültige Vorschriften für den Bau von preis­
wertem Wohnraum ließen sich nicht aufstellen, weil man 
die jeweiligen örtlichen Verhältnisse zu berücksichti­
gen hatte. Darüber hinaus waren sehr oft schon allein 
durch den Grund und Boden gewisse Vorbedingun­
gen zu erfüllen; in der Neuen Neustadt war der Bau­
grund sehr teuer und man suchte ihn also optimal zu 
nützen. Dies kann, so hieß es in den damaligen Bau­
handbüchern, nur durch eine Mischung der Klassen 
erreicht werden: während im Vorderhaus teuere Woh­
nungen geschaffen werden, können in den Seitenflü­
geln und Hinterhäusern billige eingerichtet sein. Da­
durch lassen sich die Grundstücksblocks etwas bes­
ser ausnützen. 

Die Blocktiefe, die zur Errichtung mehrstöckiger Häu­
ser mit Seitenflügeln vorhanden war, betrug in der Neu­
en Neustadt fast vierzig Meter; die Breite der Grund­
stücke lag bei etwa zwanzig Metern. Die vordere, ge­
samte Grundstücksbreite nahm die Fassade des Vor­
derhauses ein. In diesem Vorderhaus lagen gewöhn­
lich zwei Wohnungen, die zwischen drei und sechs Zim­
mer hatten. Entlang der nachbarlichen Parzellengren­
zen reihten sich die Wohnräume des Seiten- und Hin­
terhauses. Getrennt von den Wohnräumen lagen 
Waschhaus, Abort und Schweinestall. 

Wohnraum sollte gleichermaßen zweckmäßig wie ge­
sund sein, denn man hatte erkannt, daß gesunde und 
zweckmäßige Wohnhäuser von großem Einfluß auf die 
Sterblichkeitsrate einer städtischen Bevölkerung wa­
ren: Die Mortalität war um so größer, je dichter die Be­
völkerung und je schlechter und überfüllter die Woh­
nungen waren. 

Die Herstellung gesunder Wohnungen mußte daher 
eine Hauptaufgabe des Baumeisters sein. Aber bei 
genauerem Hinsehen waren es außer den hygienischen 
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Maßnahmen auch soziale und ethische Gründe, welche 
die sorgfältige Errichtung gediegener Wohnungen für 
die arbeitende Bevölkerung zur Pflicht machten, hieß 
es doch damals: Der Arbeiter ist ein durchaus notwen-
diges und in hohem Grade achtenswertes Glied der 
menschlichen Gesellschaft. Es ist nur billig, daß ihm eine 
menschenwürdige Wohnung zur Verfügung gestellt wird. 

Abb.: Raumhöhen in den Etagen: 3,40-3,30-3,20 m 
(Umfassungsstraße 58 a) 

An eine Mietwohnung sollten um 1885 folgende Anfor­
derungen zu stellen sein: 
1. Wohnungen mußten genügende Räume enthalten. 

Für ledige Arbeiter genügte gewöhnlich ein Raum, 
oft mußten sogar mehrere in einem Raume unter­
kommen. Für die vielen Arbeiterfamilien sollten ne­
ben einer Küche wenigstens zwei Räume vorhan­
den sein, von denen einer als Schlafzimmer, der 
andere als Wohnraum dienen mußte. Hatte die Fa­
milie erwachsene Kinder, so wurde noch ein zweiter 
Schlafraum für diese notwendig. Eine Arbeiterwoh­
nung bestand also aus einem Wohnzimmer, einem 
Schlafzimmer für die Eltern, einer Schlafkammer für 
die erwachsenen Kinder, einer Küche, einem Abort 
und einem Boden- oder Kellerraum, sowie einer 
Waschküche und einem Trockenboden, die aber 
von mehreren, in demselben Haus wohnenden Fa­
milien mit benutzt werden konnten. 

2. Die Dimensionen der einzelnen Räume waren so 
zu bemessen, wie es die menschliche Gesund­
heit erfordert. Das Wohnzimmer maß im allgemei­

nen 15-20 qm, während für die Kammer 8-12 qm 
genügten. Gleiches galt von der Küche. Die Höhe 
der Räume betrug zwischen 3,00 und 3,80 m. Unter 
2,75 m herabzugehen, wurde als nicht ratsam an­
gesehen. Die Raumhöhen nahmen im allgemeinen 
pro Stock um einige Zentimeter ab, z. B.: 3,80-3,80 
-3,50-3,50 m; 3,30-3,24-3,15 m; 3,19-3,14-3,04 
- 2,94 m. 

Fenster, Türen und Öfen sollten so angeordnet wer­
den, daß die Stellung der Möbel keine Schwierig­
keit bieten würde. 

3. Der Bau sollte zwar so zweckmäßig und dauerhaft, 
aber gleichzeitig so billig als möglich anzulegen 
sein. Die Baukosten versuchte man auf ein Minimum 
zu beschränken, wobei man aber so zu bauen hat­
te, daß Reparaturen nicht sobald zu erwarten wa­
ren. Insbesondere nutzte man den Raum möglichst 
aus. Vorplätze und Gänge vermied man, und ließ an 
deren Stelle die Küche treten. Treppen sollten eben­
falls sehr sparsam angelegt werden. Die Ausstattung 
der Wohnungen war solide und gut, aber dennoch 
einfach. 

4. Die Wohnungen mußten so beschaffen sein, daß 
sie allen berechtigten Anforderungen entsprachen, 
eine gewisse Behaglichkeit boten und ein gesitte­
tes Familienleben ermöglichten. Um dies zu errei­
chen, sorgte man für vollständig von einander ge­
trennte Wohnungen. Dies geschah namentlich durch 
besondere, abschließbare Eingänge zu jeder Woh­
nung. 

Die Abort- oder Toilettenanlagen befanden sich ur­
sprünglich im Hofraum. Gewöhnlich gab es neben der 
Waschküche und dem Stall einen Raum mit zwei oder 
drei Abtritten; der Raum wurde auch Retirade genannt. 
Die Einrichtungen waren entsprechend den damaligen 
Hygienevorstellungen äußerst einfach. Erst in der Mag­
deburger Baupolizeiverordnung von 1893 wurde im Pa­
ragraphen 77 festgelegt, daß für jedes Wohngebäude 
die erforderliche Anzahl von genügend gelüfteten Ab­
orten (Klosetts) angelegt werden mußten. Für je zwei 
Wohnungen sollte mindestens ein Abortraum bestehen. 
Doch die Wirklichkeit sah häufig anders aus. So stan­
den laut Bericht der Gesundheitskommission (Neue 
Neustadt) 1904 in der Ankerstraße 11 für sechsund­
zwanzig Parteien nur sechs Abtritte zur Verfügung, in 
der Bergstraße 13 für elf Familien ein Abtritt. Ebenso 
wurde festgestellt, daß in der Mittagstraße 31 b noch 
im Jahre 1922 für 12 Wohnungen und die Gäste der 
Gastwirtschaft nur drei Aborte vorhanden waren. In der 
Wedringer Straße 14 wohnten allein im Hinterhaus 16 
Familien. Für diese rund siebzig Personen waren nur 
vier Klosetts vorhanden, die auch noch von den dreißig 
Personen im Vorderhaus mitbenutzt wurden (1912). 
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Abb.: Beschwerdebrief wegen der unzureichenden sanitären Anlagen 
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Abb.: Antrag auf Fristverlängerung zur Abänderung der 
freistehenden Druckspülanlagen (1933) 



131 

Ungefähr ab 1890 wurden Toiletten im Hausflur oder 
auf der Etage angelegt. Der Grundriß einer geräumi­
gen Wohnung (das Wohnzimmer besaß immerhin über 
mehr als zwanzig Quadratmeter) in der Ritterstraße 7 
zeigt ein Klosett, das außerhalb der Wohnung lag und 
vom Flur aus zugänglich war. Die gleiche Anordnung 
findet sich im Hinterhaus. 

Die 'große Wäsche' war traditionell eine der mühsam­
sten, aber auch unumgänglichsten Arbeiten des Haus­
halts. In den Waschküchen wurde in einem Kessel oder 
Waschzuber die Wäsche gekocht, dann auf einem 
Waschbrett 'gerubbelt', gespült und schließlich aus­
gewrungen. Der Übergang zur Mechanisierung des 
Waschens (Waschmaschine mit Wasser- bzw. Elektro­
motor, Wäscheschleuder) erfolgte erst am Ende des 
19. Jahrhunderts; einen Hinweis darauf gibt die kleine 
Waschmaschinenfabrik des Böttchermeisters Max 
Oppermann aus der Neuhaldensleber Straße 46. 
Von der Mühe des Wäschewaschens zeugen die vie­
len Waschhäuser, häufig separat im Hof neben den 
Abtritten und den Stallungen gelegen. In einem Kes­
sel konnte heißes Wasser zubereitet werden. Erst in 
den Häusern um die Jahrhundertwende wurde eine 
Waschküche - mit Rauchabzug durch den Hausschorn­
stein - im Keller eingeplant; nur einmal war eine Wasch­
küche auf dem Dachboden vorgesehen. 

Abb.: Waschküche 
im Keller des 
Hauses 
Umfassungs-
straße 25 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die mei­
sten Bauten recht stereotyp waren; diese Aussage gilt 
für Grundriß und Fassade, Geschoßzahl und Techno­
logie. Aus diesem Grunde wird an dieser Stelle die 
Baubeschreibung eines beliebigen Hauses vorgestellt, 
das alle typischen Merkmale eines Bauwerkes um 1886 
beinhaltet. 
Erläuterungsbericht zur Erbauung eines Vorderhauses 
mit Seitenflügel und eines Abortgebäudes auf dem 
Grundstück in der Neuhaldensleber Straße 29, hier-
selbst, dem Herrn Karl Jordan (Bauherr und zugleich 
Bauausführender) gehörig. 
Das Vorderhaus wird 16.0 m lang, 10.0 m tief und bis 
Oberkante Hauptgesims 14.86 m hoch, der linke Sei­
tenflügel wird 15.07 + 14.94 / 2 m lang, 4.70 m tief; 
der rechte Seitenflügel wird 13.90 + 13.82 / 2 m lang, 
4.70 m breit, beide Seitenflügel werden bis Oberkante 
Hauptgesims 14.20 m hoch. 
Das Vorderhaus und der linke Seitenflügel erhalten mit 
dem Grundstück des Nachbars Fr. Füllner einen ge­
meinsamen Giebel desgl. das Vorderhaus und der 
rechten Seitenflügel mit dem Grundstück des Fr. Koch. 
Das Vorderhaus nebst beide Seitenflügel werden im 
Kellergeschoß in den Umfassungswänden 0.64 m und 
in den Scheidewänden 0.39 m stark; das Parterrege­
schoß wird in den Umfassungswänden 0.52 m und die 
balkentragende Zwischenwand 0.39 m stark; die erste 
Etage wird in der Vorder- und Hinterfront 0.52 m, die 
beiden gemeinschaftlichen Giebel 0.39 m und die zwei­
te und dritte Etage werden in den Umfassungswän­
den 0.39 m und die balkentragende Zwischenwand 
0.26 m stark. Sämtliche Wände im Vorderhaus nebst 
beiden Seitenflügeln werden aus guten hartgebrann­
ten Mauersteinen in Kalkmörtel aufgeführt. 
Das Kellergeschoß wird mit 0.13 m starken Kappen aus 
hartgebrannten Mauersteinen in Kalkmörtel eingewölbt. 
Alle Etagen erhalten 21/21 cm starke ausgestaakte 
Balkenlagen. Die Dächer werden mit 2.5 cm starken 
Brettern verschalten und mit doppelter Asphaltpappe 
eingedeckt. Sämtliche Decken werden mit 2 cm star­
ken Brettern verschalt, bewehrt und mit Kalkmörtel 
geputzt. Zur Verbindung der einzelnen Etagen werden 
drei Stück feuersichere Treppen hergestellt, eine im 
Vorderhause, eine im rechten und eine im linken Sei­
tengebäude, welche alle bis zum Dachboden durch­
geführt werden. 

Der Hofraum vom ganzen Grundstück wird in med. 
12.70 m lang, 6.60 m breit, so daß 83,82 qm Flächen­
inhalt bleiben. 

Das Abortgebäude wird 4.50 m lang, 1.70 m tief, vorn 
bis zum Dach 2.50 m, im Giebel 3.0 m hoch. Die Dün­
gergrube wird nach dem nachbarlichen Grundstück zu 
mit einer 1.0 m starken Wand aus Mauersteinen in ver­
längertem Cementmörtel hergestellt, die hintere Gie­
belwand 0.39 m stark aus Mauersteinen in Kalkmörtel 
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Abb.: Balkenlage über dem II. Obergeschoß 
(Neuhaldensleber Straße 29) 
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Abb.: Schnitt durch das Gebäude in der Neuhaldensleber Straße 29 

aufgeführt, die Vorderwand und die Zwischenwände 
werden aus 2.5 cm starken Brettern hergestellt, das 
Dach wird mit Brettern verschalten und mit Asphalt­
pappe eingedeckt. 
An das linke Seitengebäude soll noch ein Waschhaus 
mit darüber befindlichem Bodenraum in einer Größe 
von 2.45 m resp. 2.56 m und 5.0 m resp. 4.96 m erbaut 
werden. Dasselbe wird unterkellert und haben die 
Umfassungswände eine Stärke 0.64 m. Die Stärke der 
letzteren des Waschhauses und des darüber befindli­
chen Bodenraums beträgt 0.39 m. Das Gebäude hat 
vorn eine Höhe von 5.90 m, hinten eine von 6.80 m. 
Die Ausführung des Mauerwerks sowie der Balkendek-
ken, des Daches etc. entspricht der des Vordergebäu­
des nebst Seitenflügel. 
Die Treppen werden alle drei massiv in gutem Zement­
mörtel und Mauersteinen ausgeführt und die gemau­
erten Stufen mit Holz bekleidet, das Dach über der Trep­
pe wird mit Wellblech versehen. 

Im Erdgeschoß des Vorderhauses gab es linksseitig 
eine geräumige 3-Zimmer-Wohnung (Schlafzimmerlän­
ge 5.89 m, zwei Stuben fast 18 qm); in diesem Flügel 
befand sich auch das Treppenhaus. Rechtsseitig ne­
ben der Durchfahrt befand sich eine 2-Zimmer-Woh-
nung. Durch die Durchfahrt erreichte man auch die 
beiden viergeschossigen Seitengebäude mit einfachen 
2-Zimmer-Wohnungen. 

Die drei rechtsseitigen Wohnungen in den Obergeschos­
sen des Vorderhauses waren die geräumigsten Woh­
nungen (4-Zimmer). Dieses durchschnittliche Haus be­
saß also neun 2-Zimmer-Wohnungen, vier 3-Zimmer- und 
drei 4-Zimmer-Wohnungen, ein prozentuales Wohnungs­
größenverhältnis (56 % - 25 % - 18 %) , das in der Zeit 
des Sozialismus nicht mehr annähernd erreicht wurde. 
Dabei war das Haus solide gebaut, die Fassade wirkte 
sehr eindrucksvoll und es wurde den Vorstellungen ei­
nes modernen Wohnbaus (von 1886) durchaus gerecht. 

Die in der Neuen Neustadt und Sudenburg noch an 
vielen Stellen erhaltene Architektur des Historismus 
wurde von den sozialistischen Bauhistorikern vehement 
abgelehnt: Fehlende progressive Ideen und die Nicht-
bewältigung des spontanen Überganges zur industri­
ellen Massenproduktion führten in Architektur, Kunst und 
Formgestaltung zu Kitsch, Pseudoentwicklung und 
Dekadenz, die sich in extremer Weise in Sentimentali­
tätsduselei, Pseudonaturalismus und Eklektizismus wi­
derspiegelten. Diese Wortwahl aus dem 'Wörterbuch 
der Architektur' (S. 118) läßt erkennen, aus welchen 
ideologischen Gründen die wertvolle gründerzeitliche 
Altbausubstanz dem Verfall preisgegeben war und 
später abgerissen wurde. Dabei läßt sich diese Archi­
tektur des Historismus nur bei sehr oberflächlicher 
Betrachtung als baulicher Ausdruck einer 'Großväter­
architektur' abstempeln, der Stilnachahmung, Schwulst 
und falscher Pomp nachgesagt wird. 
Gründerzeitlicher Architektur haftet ganz im Gegenteil 
nicht 'der Staub aus einer alten verfluchten Zeit' (Volks-
stimme vom 10.6.1986) an, wenn sie gepflegt wird; 
natürlich wirken Fassaden, wenn sie siebzig oder acht­
zig Jahre (in einer Industriestadt) nicht gestrichen wer­
den, dunkel und düster, und WBS 70-Wohnblöcke im 
ersten Monat nach der Fertigstellung licht und klar -
doch haben bereits die ersten Beispiele von Altbausa­
nierung gezeigt, wie eindrucksvoll und wohnlich der­
artige, hundert Jahre alte (und gepflegte) Wohnbau­
ten sein können. Sie sind Zeugen einer bewegten Epo­
che deutscher Geschichte und Kultur und viele Bau­
ten haben deshalb denkmalwürdigen Charakter. 
Unverständlich bleibt auch die Kritik, daß der folien-
hafte Charakter gründerzeitlicher Architektur erst rich­
tig verständlich wird, wenn man die Grundrißlösungen 
dieser Häuser betrachtet. Gerade die ausgewählten 
und in Band II/III vorgestellten Grundrisse zeigen, wie 
klug, ausgefeilt und wohlüberlegt Grundrisse gestaltet 
wurden. 

Schließlich hat diese Studie zur großen Überraschung 
auch zeigen können, daß in einem Wohnhaus, nach der 
Zimmerzahl zu schließen, sehr unterschiedliche soziale 
Schichten unter einem Dach gewohnt haben, ein Tatbe­
stand, der später niemals wieder erreicht wurde. 
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Abb.: Verankerte Stahlbetongesimse (nach R. Ahnert / K. Krause) Anfang des Jahrhunderts begann dann Im Wohnbau 
eine völlig neue Epoche, die durch das Aufkommen 
des Stahlbetons charakterisiert war. Diese Epoche fiel 
zwar in die ausklingende Zeit der 'Gesimsschwärme­
rei' gründerzeitlicher Bauten, doch fand dieser neue 
Baustoff noch einmal kurzfristig bei Bauten im Stil des 
Neubarocks Verwendung, da er sehr kühne Gesims­
formen mit großer Ausladung erlaubte. Oft wurde da­
mals auch das Stahlbetongesims mit den Fensterstür­
zen verbunden; dabei war das Gesims so ausgebil­
det, daß es als Ringanker wirkte. Auch die Verbindung 
des Gesimses durch die Bewehrung mit der Decke war 
verbreitet. 

Mit dem Zurückgehen der Gesimsausladung und dem 
Beginn einer völlig neuen Architektur sind derartige 
Gesimse aus Stahlbeton kaum noch ausgeführt wor­
den (vgl. die ehemalige Volksbadeanstalt in der Neu­
en Neustadt, Hamburger Straße 11, erbaut 1912/13). 

8.2. Werkbund-Architektur 

Die wichtigste Grundlage des Werkbundes war die gro­
ße Reformbewegung in Kunstgewerbe und Architek­
tur, die in England um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
begonnen hatte und seit den achtziger Jahren auf den 
Kontinent ausstrahlte. Mit dem zunehmenden wirt­
schaftlichen Aufstieg in den neunziger Jahren leistete 
bald auch Deutschland einen gewichtigen selbständi­
gen Beitrag zur Theorie der Formgestaltung holte so­
mit nicht nur den wirtschaftlichen Rückstand gegen­
über England, Belgien und Frankreich auf. 
Diese Aktivierung neuer, frischer Kräfte, die auch stark 
gegen den Ballast des Eklektizismus in Architektur und 
künstlerischer Leistung anging, drückte sich am leb­
haftesten in einer Welle von Zeitschriftengründungen 
aus. 1895 erschien unter anderem die 'Jugend', eine 
Massenzeitschrift für Kultur und Kunst, die durch die 
revolutionäre typographische Gestaltung und frischen 
Angriffsgeist dem Jugendstil ihren Namen gab; 1896 
folgte der satirische, offen antimilitaristische und ge­
gen das Großkapital gerichtete 'Simplicissimus'. 
Der politische Inhalt der Reformbewegung und die darin 
zur Wirkung kommenden sozialen Energien veschmol-
zen unlösbar mit den künstlerischen Auseinanderset­
zungen. Das Suchen nach neuen Lebensinhalten und 
nach Zweckmäßigkeit der Lebensweise im Bürgertum 
verstand sich gleichzeitig als ein elementares Verlan­
gen nach einer neuen Schönheit in der Umwelt. Be­
liebte Themen waren die 'Kunst im Haus', aber auch 
die 'Kunst auf der Straße' oder die 'Kunst im Arbeiter­
haus'. Nie wieder wurden Zweckmäßigkeit und Schön­
heit so selbstverständlich einander gleichgesetzt wie 
um die Jahrhundertwende. Damals wechselten viele 
Künstler wie Henry van de Velde von der Malerei zum 
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Kunstgewerbe, zur Innengestaltung und selbst zur Ar­
chitektur über, weil die Kunst des gegenständlichen 
Gestaltens nach Jahren der Lebensfremdheit und Ge­
ringschätzung zu einem die Gesellschaft bewegenden 
Problem geworden war. Bei einzelnen Künstlern rief 
diese Aktualisierung sogar große Illusionen über die 
weltverändernde Wirkung ihrer Kunst und ein für jene 
Jahre charakteristisches elitäres Sendungsbewußtsein 
hervor. 

8.3. Wohnbau zwischen den Weltkriegen 

Im Zuge des nationalsozialistischen Arbeitsbeschaf­
fungsprogramms der neuen Reichsregierung erfolgt 
der Weiterbau des Mittellandkanals (Schiffshebewerk 
Rothensee) sowie der Baubeginn der Reichsautobahn­
strecke Berlin-Hannover; bei Hohenwarthe entsteht ein 
größeres Brückenbauwerk. Weitere Aktivitäten ergeben 
sich aus der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht; 
in Prester entsteht die Flakkaserne, am Margaretenhof 
das Standortlazarett sowie drei neue Kasernengebäu­
de und am Jerichower Platz die Hindenburgkaserne. 
Weiterhin entstehen in Magdeburg zahlreiche neue 
Großbetriebe oder wurden entsprechend umgebaut 
und erweitert (Zinkhütte, Polte-Werk, Braunkohlen-Ben­
zin AG, Patronenfabrik). Dazu gehörte unmittelbar am 
Rande der Neuen Neustadt sowie in der Mittagstraße 
auch das Junkers-Motorenwerk. 
Die Einwohnerzahl Magdeburgs betrug 1938 330.566, 
im Jahre 1939 336.838. Dennoch gab es in der Nazi-
Zeit weder in Magdeburg noch in der Neuen Neustadt 
oder Sudenburg einen bemerkenswerten staatlichen, 
kommunalen oder gar genossenschaftlichen Wohn­
bau. Dafür wurde der traditionelle Wohnbau mit der 
Siedlung 'Danziger Dorf , Milchweg und Leipziger 
Chaussee fortgeführt. Lediglich am Südring und in der 
städtebaulich unauffälligen Guts-Muths-Straße wurde 
noch dreigeschossiger Siedlungsbau weitergeführt. An 
der Treseburger Straße (Lemsdorf) und an der Oster-
weddinger Straße sowie am Südrand von Ottersleben 
entstanden zeittypische Siedlungen unter der national­
sozialistischen Parole 'Blut und Boden'. Die Anträge 
auf Bauerlebnis beschränkten sich in der Hauptsache 
auf die Aufstockung von ein- oder zweigeschossigen 
Gebäuden oder Umwandlung von Nutzraum in Wohn­
raum. 

8.4. Wohnbau im Sozialismus 

Es sei an die wiederholte Forderung W. I. Lenins erin­
nert, an alle gesellschaftlichen Erscheinungen histo­
risch heranzugehen, das heißt, jede Frage von dem 
Standpunkt aus zu betrachten, wie eine bestimmte Er­
scheinung in der Geschichte entstanden ist, welche 

Hauptetappen diese Erscheinung in ihrer Entwicklung 
durchlaufen hat und vom Standpunkt dieser ihrer Ent­
wicklung aus zu untersuchen, was aus der betreffen­
den Sache jetzt geworden ist (Lenin Bd. 29, S. 463). 
Mit diesen Worten entpuppt sich Lenin als Enkel des 
Begründers der deutschen Geschichtsschreibung, Leo­
pold von Ranke (1795-1886), und folgt damit dem -
vom dialektischen Materialismus verpönten - Gedan­
kengut des deutschen Idealismus. 
Seit Leopold von Ranke soll der Historiker nicht richten 
und lehren, sondern nur zeigen, wie es eigentlich ge­
wesen ist; er sucht kritisch seine 'Wahrheit' durch das 
Zurückgehen auf die ursprünglichen Quellen zu errei­
chen und die Vergangenheit aus sich heraus zu verste­
hen, und nicht von der Gegenwart her zu werten. 

Friedrich Engels wies 1872 in seiner Schrift 'Zur Woh­
nungsfrage' nach, daß die Wohnungsnot der Arbeiter 
in der kapitalistischen Gesellschaft kein Zufall ist: Sie 
ist eine notwendige Institution, sie kann mitsamt ihren 
Rückwirkungen auf die Gesundheit usw. nur beseitigt 
werden, wenn die Gesellschaftsordnung, der sie ent­
springt, von Grund auf umgewälzt wird (Marx / Engels, 
Werke, Bd. 18, S. 209). Im weiteren stellte er fest, daß 
nicht die Lösung der Wohnungsfrage die soziale Fra­
ge löst, sondern daß durch die Abschaffung der kapi­
talistischen Produktionsweise zugleich die Lösung der 
Wohnungsfrage möglich gemacht wird. 
Mit der Gründung der Deutschen Demokratischen Re­
publik, der Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
und der konsequenten Beseitigung der 'privaten Spe­
kulation mit Grund und Boden', mit Wohnhäusern und 
Wohnungen wurden die entscheidenden Voraussetzun­
gen dafür geschaffen, daß die Wohnungsfrage als so­
ziale Frage Schritt für Schritt in Angriff genommen wer­
den konnte. Tragendes Prinzip war dabei das vom so­
zialistischen Staat verbürgte Recht eines jeden Bürgers 
auf Wohnraum: Jeder Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik hatte das Recht auf angemesse­
nen Wohnraum für sich und seine Familie. Dieses Recht 
war sogar in Artikel 37 der Verfassung festgeschrieben 
und der Staat somit angehalten, diesen Anspruch durch 
die Förderung des Wohnbaus, die Werterhaltung vor­
handenen Wohnraumes und die öffentliche Kontrolle 
über die gerechte Verteilung des Wohnraumes zu ver­
wirklichen. Dieses Recht war allerdings nur einklagbar, 
wenn es die volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und 
örtliche Bedingungen dem Staat ermöglichten, seinem 
(plakativen) Versprechen nachzukommen. 

Seit der Gründung der DDR (7. Oktober 1949) und den 
planmäßigen Vorgaben des Sozialismus hatten sich 
potentiell neue Perspektiven für die Entwicklung des 
Wohnungsbaus eröffnet, denn als erstes war unverzüg­
lich ein Aufbaugesetz erlassen worden (Gesetz über 
den Aufbau der Städte in der DDR und der Hauptstadt 
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Deutschlands, Berlin, 6. September 1959), das die 
'volkseigene' Beanspruchung von Boden rechtlich 
sanktioniert hatte und zweitens waren gemeinsam mit 
diesem Gesetz unter Federführung des Ministers Lo­
thar Bolz (NDPD) sowie seines Beraters Hans Gericke 
und in Abstimmung mit Willy Stoph im Zentralkomitee 
der SED die 'Sechzehn Grundsätze des Städtebaus' 
beschlossen worden (27. Juli 1950), die eine Gesamt­
konzeption für den geplanten Wiederaufbau der Städ­
te programmatisch festlegten; die Grundsätze waren 
das Ergebnis der Studienreise einer Delegation des 
Ministeriums für Aufbau nach Moskau, Stalingrad und 
weiteren Städten der Sowjetunion. 
Die Sechzehn Grundsätze des Städtebaus hatten in 
dem jungen Staat eine fundamentale soziologische 
Bedeutung, denn sie erhoben die Stadt in ihrer histo­
risch entwickelten Spezifik und in ihrer ganzen aktuel­
len gesellschaftlichen Komplexität zum Planungsge­
genstand. Die Grundsätze stellten weiterhin ein aus­
drückliches Bekenntnis zum wirtschaftlichen und so­
zialen Wert der Stadt dar, die als Wiege der Industrie 
und des klassenbewußten Proletariers positiv verstan­
den wurde. Damit war ein eindeutiges Leitbild formu­
liert, nicht in erster Linie von den Architekten, sondern 
mehr von den Funktionären der Partei, den Ideologen. 
Dabei hatten nach 1945 einige 'fortschrittliche' Städte­
bauer versucht, Theorien über die Notwendigkeit der 
Auflösung der Städte zu entwickeln; sie propagierten 
unter anderem den Bau gemütlicher Siedlungen am 
Rande der Stadt; damit vernachlässigten sie nach Auf­
fassung der sowjetisch orientierten Ideologen den Wie­
deraufbau des zentralen Bezirks der Städte. Ulbricht 
brandmarkte die Konzeption von Stadtrandsiedlungen 
als 'ausgefallene Idee', die nicht nur unwirtschaftlich 
und undurchführbar sei, sondern auch einen gesell­
schaftlichen und kulturellen Rückschritt bedeuten wür­
de. Wir sind interessiert daran, daß breite Straßen mit 
Randbepflanzung und schöne Plätze die Städte wohn-
licher machen. Auflösung der Städte und Bau von Häus­
chen in der Nähe der Stadt bedeutet Isolierung der 
Menschen und ein Hindernis für ihre kulturelle Entwick­
lung. Es ist aber Aufgabe des fortschrittlichen Städte­
baus, die materiellen und kulturellen Bedürfnisse der 
Menschen immer vollständiger zu befriedigen (W. Ul­
bricht 1951). Auf der Grundlage der wissenschaftlichen 
sozialistischen Planung der Rekonstruktion der Städte 
und auch des Neubaus von Städten habe die Sowjet­
architektur, schwärmte Ulbricht, seit 1935 (Generalplan 
Moskau) hohe schöpferische Leistungen für die Um­
gestaltung der Natur zum Nutzen des Volkes vollbracht. 
Es war symbolisch für die neue Ideenwelt des Sowjet­
volks, daß die herrlichen Gebäude in monumentaler 
Weise der Bedeutung der Wissenschaft und des so­
zialistischen Geisteslebens Ausdruck verliehen; sie 
zeigten die Helle und Freude des sozialistischen Le­
bens und zugleich die architektonische Kunst der 

Baumeister der Stalinschen Epoche und selbst die 
schlimmsten Feinde der Sowjetunion mußten sich da­
von überzeugen, daß die sowjetische Bautechnik mit 
3,10 m hohen Wohnräumen die der kapitalistischen 
Länder weit überholt habe. 
Nach diesem leuchtenden Vorbild sollte eine entspre­
chende deutsche Architektur entwickelt werden, denn 
die patriotischen Kräfte hatten einen zähen Kampf um 
die Verteidigung der nationalen Kultur gegen die zer­
setzenden Einflüsse des kulturellen Niederganges, die 
bewußt aus den USA importiert würden, zu führen. Die 
Hochschulen müßten alles tun, damit das nationale Erbe 
in der Architektur, die Werke der Gotik, der Renaissance 
und des Klassizismus sorgfältig studiert und verarbei­
tet werden; diese herrlichen architektonischen Schöp­
fungen sollten den Architekten vielfältige Anregungen 
für die schöpferische Weiterentwicklung der Architek­
tur geben. Die Besinnung auf unsere nationale Kultur 
ist von größter aktueller Bedeutung. Mit tiefer Empö­
rung sieht die Bevölkerung in Westdeutschland, wie die 
amerikanischen Okkupanten ihre rechteckigen Hoch­
häuser in die rheinische Landschaft bauen ... Diese 
Hochhäuser sind nichts anderes als die Wiederholung 
der mittelalterlichen Zwingburgen in anderer, amerika­
nischer Form. Diese Steinkästen sind der Ausdruck der 
formalistischen Ideenlosigkeit im Bauwesen, wie sie 
dem zum Untergang verurteilten Monopolkapital auf 
allen Gebieten der Kultur zu eigen ist. So verkörpern 
diese Bauten die amerikanische Fremdherrschaft. Die 
amerikanischen Okkupanten unterminieren nicht nur die 
Brücken des Rhein und des Mains und die Straßen an 
den hohen Ufern des Rheins, sondern sie unterminie­
ren auch die deutsche Kultur und wollen sie zerstören. 
Sie sind daran interessiert, die nationale Würde des 
deutschen Volkes zu zerstören, um den nationalen Wi­
derstand gegen die Diktatur des Generals Eisenhower 
zu schwächen und die Jugend des deutschen Volkes 
zu Söldnern zu machen. 

Allerdings schienen Anfang der fünfziger Jahre noch 
nicht alle DDR-Architekten und Städtebauer die richti­
ge innere Einstellung gefunden zu haben zu dem gro­
ßen nationalen Lebenskampf unseres Volkes (W. Ul­
bricht 1951). 
Ulbricht forderte, daß der schöpferische Realismus in 
der Architektur Werke der Baukunst zu schaffen habe, 
die den großen Ideen des gesellschaftlichen Fortschritts 
Ausdruck verleihen müßten, die bei höchster Entwick­
lung der Bautechnik und größter Wirtschaftlichkeit in 
ihrer Form der nationalen Eigenart zu entsprechen und 
die materiellen und kulturellen Bedürfnisse des Volkes 
zu befriedigen hätten. Die nationale Kultur des deut­
schen Volkes habe sich gegen die amerikanische, kos­
mopolitische Propaganda zur Wehr zu setzen und in 
der Architektur den Kampf gegen Formalismus und 
Konstruktivismus mit aller Konsequenz zu Ende zu füh­
ren. Die Baukunst kann sich in Deutschland nur ent-
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wickeln im schärfsten Kampf gegen den Formalismus, 
der der Ausdruck der Seelenlosigkeit, der Ideenlosig­
keit des verfaulenden Kapitalismus ist. 
Auf dem Hintergrund dieser Kampagne entstand in 
Magdeburg die Bebauung des Zentralen Platzes. In 
Lauchhammer-Ost, um nur einige Beispiele zu nennen, 
führte die Schaffung eines den neuen gesellschaftli­
chen Erfordernissen entsprechenden Kulturhauses 
('John-Schehr-Heim') zu dem Entwurf des Kollektivs 
Entwurfbrigade II. Das Hauptportal zeigt eine klassi­
sche Gliederung mit Giebelfries, Risaliten und Mäan­
der- und Metopenverzierung (DA 8,1955, 376-377). 
Und selbst der Kindergarten I in Eisenhüttenstadt (Sta­
linstadt), 1953 errichtet und in der Chronik des Bauge­
schehens in 'Deutsche Architektur' (Heft 9, 1955) vor­
gestellt, ist eine eindrucksvolle regelmäßige, rechtek-
kige Anlage mit großem Innenhof. Den Hof betritt man 
durch einen breiten offenen Zugang, der auf beiden 
Seiten von dorischen Säulen flankiert ist. Als Dach 
wurde ein Schieferdach auf Schalung und Brettbindern 
gewählt. Das Hauptgebäude, ein siebenachsiger Mit­
telrisalit mit hohen, klassizistischen Fenstern, wird ge­
krönt durch einen kleinen Turmbau mit großer Uhr. Der 
ganze Bau erinnert eher an einen friderizianischen Jun­
kerhof mit sauber gefegtem Hof als an einen Kinder-
Garten in der ersten sozialistischen Stadt der DDR. 

Die Architekten in der DDR hatten, wie Nationalpreis­
träger Hopp 1954 erklärte, auf dem Sektor des Wohn-
und Städtebaus in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
ihren sowjetischen Kollegen viel zu verdanken: Als wir 
nach der Vernichtung des Faschismus durch ihre ruhm­
reiche Armee wieder mit dem Bauen beginnen konn­
ten, erschien es uns zunächst nur natürlich, dort anzu­
knüpfen, wo wir 1933 aufgehört hatten, d. h. bei den 
Tendenzen des Bauhauses, beim Konstruktivismus. Sie 
lehrten uns damals, den Wert und die Bedeutung des 
Kulturerbes und der nationalen Tradition in der Bau­
kunst für die Gestaltung unserer Bauwerke erkennen. 

In der DDR konnten in den Jahren des 1. Fünfjahres­
planes von 1951 bis 1955 immerhin rund zweihundert­
tausend neue Wohnungen noch fast ausschließlich auf 
der Grundlage traditioneller, handwerklicher Baume­
thoden geschaffen werden. 

Fort mit dem Alten und was Neues hingebaut... hieß es 
in einem FDJ-Lied und entsprechend stolz wurde in 
den Bildbänden verkündet: Wo früher graue Mietska­
sernen standen, erheben sich heute stolz die weißen 
Fassaden der Hochhäuser. Diese Hochhäuser waren 
die architektonische Konsequenz einer alten Forderung 
Walter Ulbrichts, der schon 1953 (nach dem Tode Sta­
lins) nachdrücklich gefordert hatte, 'besser, billiger, 
schneller' zu bauen, denn die Wohnungsfrage hatte der 
revolutionären deutschen Arbeiterbewegung seit jeher 

am Herzen gelegen und das bedeutete, die Idee der 
überlegenen sozialistischen Lebensform auch architek­
tonisch und städtebaul ich darzustel len. Auf dem 
II. Unionskongreß der sowjetischen Architekten (26.11 
-3.12.1955) wurden dann zwar die Leistungen der so­
wjetischen Architekten auf dem Gebiete des Bauwesens 
gefeiert, jedoch wurde gleichzeitig kritisiert, daß die 
Erfolge noch bedeutender gewesen wären, wenn es 
nicht sehr ernste Mängel und Fehler in der Architektur-
und Baupraxis gegeben hätte. Auf diese Mängel und 
Fehler wurden die Architekten und Bauleute vom Zen­
tralkomitee der Kommunistischen Partei der UdSSR 
sowie von der Sowjetregierung in dem Beschluß 'Über 
die Beseitigung des überflüssigen Aufwands in der 
Projektierung und bei der Bauausführung' hingewie­
sen. In dem Beschluß hieß es, daß sich in der Arbeit 
vieler Architekten ('Verzierungssüchtler') eine falsche 
Einstellung zu den Fragen der äußeren Gestaltung 
gezeigt habe: Da ein bedeutender Teil der Architekten 
die Architektur nur als angewandte Kunst betrachtet, 
wurden von ihnen die Fragen der Industrialisierung des 
Bauwesens und die Forderungen der Wirtschaftlichkeit 
in den Hintergrund gestellt und die Hauptbestimmung 
der sowjetischen Architektur, nämlich die dringenden 
Bedürfnisse der sowjetischen Gesellschaft zu befriedi­
gen und den Interessen des sowjetischen Menschen 
zu dienen, außer acht gelassen. 
In ihrer Begeisterung für die Verzierung der Gebäude­
fassaden und für den Bau von zahlreichen dekorativen 
Kolonnaden, Bögen, Portici und Turmaufbauten, die 
niemandem nützen, haben sich viele Architekten nicht 
mehr um die Schaffung von Bequemlichkeiten für die 
Bevölkerung, um die Verbesserung der Innenplanung 
und Einrichtung der Wohnhäuser und Wohnungen, um 
die technische Zweckmäßigkeit der architektonischen 
Entwürfe sowie um die Wirtschaftlichkeit der Ausfüh­
rung und Nutzung der Gebäude gekümmert. Diese fal­
sche Praxis hat der Volkswirtschaft einen erheblichen 
Schaden zugefügt, gewaltige unproduktive Ausgaben 
verursacht und die weitere Verbesserung der Wohn-, 
kulturellen und sozialen Verhältnisse unseres Volkes 
gehemmt ... Wir brauchen hochwertige und bequeme 
Häuser sowie schöne und gut gestaltete Straßen mit 
vorzüglichem ingenieurtechnischen Ausbau. Gleichzei­
tig ist es notwendig, daß diese Häuser schnell und bil­
lig gebaut werden. Das kann jedoch ohne breite Ein­
führung der industriellen Baumethoden unmöglich er­
reicht werden ... Alle unsere Architekten müssen die 
Handwerkelei entschieden bekämpfen und dürfen über­
flüssigen Aufwand nicht aufkommen lassen. Die Bau­
vorhaben sind nach den wirtschaftlichsten Typenent­
würfen mit Hilfe industrieller Produktionsmethoden zu 
verwirklichen ... Das bedeutet jedoch, daß unter den 
heutigen Verhältnissen der Architekt umfassend Kennt­
nisse auf dem Gebiet der Bautechnik haben muß. Der 
Architekt kann und darf sich nicht auf die Rolle eines 
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Fassadenzeichners beschränken... Sowohl die Grund­
rißgestaltung der Wohnungen, die Begrünung der Flä­
chen als auch der ingenieurtechnische Ausbau und die 
baukünstlerische Gestaltung des Wohnblocks - all dies 
muß den Anforderungen und Bedürfnissen des sowje­
tischen Menschen entsprechen. 
In einem Brief an das Zentralkomitee betrieben die Ar­
chitekten Selbstkritik, indem sie darauf verwiesen, daß 
sie sehr wohl wüßten, was sie ihrem Volke schuldig 
sind, und sie sind sich ihrer Fehler bewußt. Den Star-
Architekten Poljakow, Borezki und Rybizki wurden so­
gar der Titel 'Stalinpreisträger' aberkannt, den sie für 
Entwürfe verschiedener Bauwerke verliehen bekom­
men hatten - es war die Abrechnung mit Stalin (und 
dem sogenannten 'Zuckerbäckerstil') auf dem archi­
tektonischen Sektor. In diesem Sinne verpflichteten sich 
alle Bauleute, hinfort ihre Arbeitsweise hinsichtlich der 
Projektierung und Bauausführung in kürzester Zeit 
grundlegend umzugestalten, Typenentwürfe weitge­
hend im Bauwesen einzuführen, die fortschrittlichen 
Errungenschaften des Bauwesens in der Sowjetunion 
und im Ausland sich kühner anzueignen und einen stän­
digen unversöhnlichen Kampf gegen Erscheinungen 
des Formalismus in der Architektur sowie gegen über­
flüssigen Aufwand bei der Projektierung und Bauaus­
führung zu führen. 

Diese sowjetische Idee des sozialistischen Wohnkom­
plexes und der Beginn der Großtafel-Versuchsbauten 
der Bauakademie in Johannisthal haben Mitte der fünf­
ziger Jahre in der DDR eine tiefe Krise der architekto­
nischen und städtebaulichen Konzeptionsbildung aus­
gelöst und zu einer mehrjährigen, äußerst konfliktge­
ladenen Auseinandersetzung um die Folgen der 'gro­
ßen Wende im Bauwesen' geführt. Denn diese 'Wen­
de' dokumentierte die Absicht, einen rigorosen Schluß­
strich unter das jahrhundertealte, traditionelle hand­
werkliche Bauen zu setzen und eine neue Periode, die 
des industriellen Bauens, einzuleiten. Im April 1955 
bestimmte dann die Baukonferenz der DDR sowie die 
Direktive der 3. Parteikonferenz der SED für den zwei­
ten Fünfjahresplan den Weg zur sozialistischen Indu­
strialisierung des Bauens und leitete damit eine grund­
legende Veränderung des ganzen Produktionsprozes­
ses ein. Eines der äußeren Merkmale dieser Verände­
rung war die sich schnell erweiternde Anwendung von 
vorgefertigten Teilen und die fortschreitende Verwand­
lung der Bauplätze in Montageplätze. Diese Entmün­
digung des Bauhandwerks wurde dialektisch insofern 
positiv aufgewertet, als mit der Ablösung des alten, dem 
Handwerk entsprechenden Prinzips der subjektiven 
Arbeitsteilung durch das der maschinellen Großproduk­
tion entsprechende Prinzip der objektiven Arbeitstei­
lung verbunden ist; es war die gleiche Argumentation 
wie zugunsten der Planwirtschaft. Und wenn diese neue 
Technik im Bauwesen die alte Technik, das monolithi­
sche Bauen, ablösen und sich damit herausstellen 

sollte, daß der Montagebau weit mehr als eine kon­
struktionstechnische Aufgabe wäre, nämlich die quali­
tative Veränderung des gesamten Produktionsprozes­
ses vom Entwurf bis zur Bauausführung hinsichtlich 
Technologie, Organisation und Konstruktionstechnik, 
dann wollte die Partei damit endlich auch den Monta­
gebau zu einer wissenschaftlichen Institution erheben. 
So mündete die Diskussion in einer strengen Diszipli­
nierung aller Sektoren des Bauwesens, unter straffer 
zentraler Kontrolle zur Durchsetzung primär wirtschaft­
licher Interessen, weil als eine der Hauptaufgaben eine 
entscheidende Senkung der Selbstkosten gefordert 
wurde. Diese Senkung sollte durch eine wesentliche 
Steigerung der Arbeitsproduktivität, durch Verbesse­
rung der Technologie, der Normung und Typisierung, 
sparsamen Materialverbrauch, Schaffung technisch 
begründeter Arbeitsnormen, Ausschöpfung aller tech­
nischen und natürlichen Hilfsquellen sowie durch Ein­
schränkung der Verwaltungs- und sonstigen Gemein­
kosten erzielt werden; auf diese Weise sollte die Bau­
kostensenkung fünfundzwanzig Prozent betragen. 
Außerdem sollte zugunsten hoher Wachstumsraten die 
Großblockbauweise systematisch entwickelt und da­
durch die Bauleistung im volkseigenen Sektor auf 
195 % gesteigert werden, so daß sie 1960 etwa fünfzig 
Prozent des Bauvolumens im allgemeinen Hochbau 
einnehmen sollte. 

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß die Notwendig­
keit der Industrialisierung im Bauwesen nicht zu ein­
seitig von der Kostenseite her betrachtet werden soll­
te. Die Industrialisierung war auch deshalb notwendig 
geworden, weil die notwendige Steigerung der Arbeits­
produktivität zur Erreichung des geplanten Produkti­
onszuwachses mit den handwerklichen Methoden in 
der Planwirtschaft nicht mehr zu erreichen war. Natür­
lich hätte es noch Reserven in der Durchsetzung eines 
kontinuierlichen Produktionsflusses gegeben, etwa in 
der Verringerung der Stillstands- und Wartezeiten, in 
der Verbesserung der Arbeitsdisziplin - aber der ent­
scheidende Durchbruch in der Entwicklung der Arbeits­
produktivität war mit diesen Mitteln nicht mehr zu er­
reichen - der Maßstab für eine Erhöhung der Arbeits­
produktivität wurde nur noch ganz realistisch in der 
Industrialisierung des Bauwesens gesehen. 

Die Großblockbauten repräsentieren den Übergang zur 
industriellen Serienproduktion von Wohnbauten, der 
in der gesamten DDR ab 1955 zum Tragen kam. Im 
April gleichen Jahres nämlich hatte die vom Zentralko­
mitee der SED und dem Ministerrat der DDR einberu­
fene 1. Baukonferenz die Forderung aufgestellt, ent­
sprechend dem notwendigen allseitigen Aufschwung 
der Volkswirtschaft das Bauwesen zu einem modernen, 
leistungsfähigen Industriezweig zu entwickeln, damit 
schneller, besser und billiger gebaut werden könnte. 
Unter Nutzung beispielgebender sowjetischer Erfah-
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rungen sollte im Wohnungsbau der rasche Übergang 
zur industriellen Serienproduktion, zur Typisierung von 
verallgemeinerungsfähigen Projektlösungen und zur 
Standardisierung der Bauteile und Bauprozesse voll­
zogen werden. 
Mit einer weiteren Entschl ießung auf der II. Bau­
konferenz (1958) wurde schließlich das wachstumsori­
entierte Leitmotiv für das kommende Jahrzehnt gebo­
ren: 100 000 Wohnungen im Jahr - doch damit endete 
der hohe humane Anspruch von Städteplanung und 
Wohnbau in der DDR. Die später, im Jahre 1959, von 
der damaligen Deutschen Bauakademie herausgege­
bene Richtlinie 'Der sozialistische Wohnkomplex' trug 
dann endgültig in entscheidendem Maße dazu bei, auf 
der Grundlage des komplexen Wohnungsbaus das 
Prinzip des vielseitig mit gesellschaftlichen Einrichtun­
gen und Grünanlagen ausgestatteten Wohnkomplexes 
als strukturbildende, grundlegende Planungseinheit in 
der städtebaulichen Praxis der DDR durchzusetzen. 

Derartige ideologische Leitbilder, wie sie im sozialisti­
schen Lager nach 1951 entwickelt worden waren, fehl­
ten im Westen noch lange nach Ende des Krieges. Die 
Verunsicherung und zuweilen sogar Hilflosigkeit hin­
sichtlich einer klaren städtebaulichen Willensbildung 
wurde denn auch sehr eindringlich während der Dis­
kussion der 11. Hauptversammlung des Deutschen 
Städtetages (1960) auf den Punkt gebracht: Nach wel­
chem Leitbild sanieren wir die Stadt als Baukörper? 
Müßte die Sanierung nicht beim Menschen selbst, bei 
seiner Weltanschauung beginnen? Uns fehlt das kultu­
relle Fundament, auf welchem sich eine klare städte­
bauliche Willensbildung aufrichten ließe. 
Nationalpreisträger Professor Hans Hopp, der als Ver­
treter des Bundes Deutscher Architekten am II. Unions-
kongreß sowjetischer Architekten in Moskau teilnahm 
(1955), reflektierte über dieses Unbehagen der west­
deutschen Architekten und Städtebauer und betonte, 
daß durch die Spaltung Deutschlands in einen Teil, 
welcher der kapitalistischen Welt angehört, und einen 
Teil, der sich mit dem Lager des Friedens und der ech­
ten Demokratie fest verbunden hat, ... der Kampf um 
eine realistische deutsche Architektur besondere Be­
deutung gewonnen hat. Er ist ein wichtiger Teil des 
Kampfes um eine einheitliche humanistische und de­
mokratische deutsche Kultur. Wir erleben in West­
deutschland eine zweite Zerstörung unserer schönen 
alten Städte durch extrem konstruktivistische Bauten. 
Viele unserer westdeutschen Kollegen sehen dagegen 
in unseren Bemühungen, die nationalen Traditionen in 
der Architektur aufzunehmen und weiterzuentwickeln, 
nur Eklektizismus und Epigonentum. In unserer tägli­
chen Arbeit bemühen wir uns, zu beweisen, daß es sehr 
wohl möglich ist, technischen Fortschritt und nationa­
les Erbe zu verbinden, und ich glaube, daß wir einige 
Erfolge in dieser Richtung erzielt haben. Das erkennen 

auch nicht wenige Kollegen in Westdeutschland, die 
zur Auseinandersetzung mit unseren Architektenproble­
men und zur Zusammenarbeit mit uns bereit sind. Die­
se Bereitschaft wurde auf dem Kongreß der UIA im 
Sommer dieses Jahres bestätigt. Die Architekten aus 
Ost- und Westdeutschland bildeten dort unter dem leb­
haften Beifall des gesamten Kongresses eine einheitli­
che 'Sektion Deutschland'. Die Architekten zeigten da­
mit in der Praxis, daß die Wiedervereinigung Deutsch­
lands tatsächlich eine Sache der Deutschen selbst ist. 
In der Tat gehörten intellektuell formulierte Kritik und 
empörte Betroffenheit über die Zerstörung der Stadt in 
Westdeutschland nach der Aufbauphase ebenso zum 
Handwerkszeug der Architekten wie früher die Abmes­
sungen des Backsteins - doch die Kritik an dem rigo­
rosen und emotionslosen Umgang mit der Stadt, die 
inhaltliche Diskussion über Architektur und Städtebau 
eröffneten 'Fachfremde': der Philosoph Martin Heideg­
ger: Bauen, Wohnen, Denken, 1951, der Soziologe 
Hans-Paul Bardt: Die moderne Großstadt, 1961, der 
politische Jurist Adolf Arndt: Demokratie als Bauherr, 
1965. Sie stellten die längst überfälligen Fragen über 
den Zusammenhang von Lebensqualität und gebau­
ter Umwelt und wiesen damit auf den Verlust der Stadt 
als Medium kultureller Entwicklung, als dem traditio­
nellen Ort der Auseinandersetzung, hin. Ihre Kritik rich­
tete sich vor allem gegen die damals auf allgemeinen 
Konsens beruhende Praxis, die traditionelle Stadt zu 
verändern. In den vom Krieg leergefegten Quartieren, 
aber auch in den nur teilzerstörten Vierteln sah man 
die Chance, mit der Stadt ein für allemal reinen Tisch 
zu machen, den städtebaulichen 'Saustall' auszumi­
sten und die stehengebliebenen Reste abzuräumen. 
Fast eine ganze Generation von Architekten begab sich 
- durch den offensichtlichen Sachzwang eines Wieder­
aufbaus bzw. einer Neugestaltung wohl begründet -
leichtfertig an die Zerstörung dessen, was der Krieg 
nicht geschafft hatte. Diese Umgestaltung wurde in Ost 
und West als Ausdruck einer umgreifenden 'Demokra­
tisierung' von Alltag und Gesellschaft verstanden. 

Die fachfremden Kritiker aus Philosophie, Soziologie 
und Psychologie waren es aber auch, die erstmals die 
Menschen, die in der Stadt agieren und sie seit Jahr­
hunderten prägen, in das Blickfeld des Interesses, der 
Betroffenheit stellten. Gehört wurden sie in den westli­
chen Ländern in erster Linie nur von der empörten, stu­
dentenbewegten Jugend der darauffolgenden Jahre, 
die wiederum geprägt war von der sozialliberalen Re­
formeuphorie. An die Stadtväter wurden nunmehr drin­
gende Fragen gestellt. Das Unbehagen in den immer 
unwirklicheren Städten weckte bei einigen sogar den 
Wunsch, dieser Wirklichkeit zu entkommen. Der Markt 
für eine Flut gefälliger Architektur-Theorien war eröff­
net. Der 'kritische' Ansatz jener emsigen Architektur-
Theoretiker richtete sich jedoch nicht gegen die Ursa-
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chen der 'Unwirtlichkeit'. Statt dessen warteten sie mit 
einer Scheinwirklichkeit und Scheinrationalität auf und 
disqualifizierten die eigentlichen, brennenden Proble­
me des Städtebaus und der Architektur zur Formen-
und Stilfrage. Übersehen wurde dabei, daß die klassi­
schen Theorien der Baukunst von Vitruv, Palladio bis 
Bruno Taut viel eher einen Zugang zur 'Wirklichkeit' 
bieten. Diese setzen einige Dinge voraus, die man in 
Betracht ziehen und vorbereiten muß, ehe man mit dem 
Bauen beginnt, und daß man vielmehr zu den allerein-
fachsten Fragen zurückgreifen muß und sich zuerst 
einigermaßen klar zu werden versucht, was überhaupt 
Architektur ist. Der gute Architekt sei, so Taut, ein Mann, 
der es in erster Linie mit der Proportion zu tun hat, erst 
die wohlgestalteten Proportionen machen den Archi­
tekten zu einem guten Architekten. Technik, Konstruk­
tion und Funktion werden durch die Proportionen zu 
architektonischen Kunstmitteln. Schließlich steht alles 
in der Welt in Proportionen zueinander, alles hat be­
stimmte Verhältnisse, in denen sich das Ganze zu sei­
nen Teilen und die Teile untereinander verhalten. 

Zu Beginn der siebziger Jahre, in der Phase des 'ent­
wickelten Sozialismus', wurde die Lösung der Woh­
nungsfrage mit noch größerer Aufmerksamkeit verfolgt. 
Die neuen Lösungsvorschläge, die sich auf industriel­
les Bauen konzentrierten, sollten zur Ausprägung des 
Bewußtseins und Erlebens sozialer Gleichheit sowie, 
letztendlich, zur Weiterentwicklung der sozialistischen 
Lebensweise beitragen. In diesem Sinne wurden - au­
ßer den technischen und ökonomischen Gründen der 
Standortwahl - auch die Gesichtspunkte der Stadtkom­
position (wieder) stärker gewichtet. Die Grundlagen für 
diesen neuen Städtebau wurden 1971 auf dem VIII. 
Parteitag der SED verkündet und beschlossen - aller­
dings unter der Prämisse, daß die für die Lösung der 
Hauptaufgabe des Fünfjahresplanes erforderliche wei­
tere Stärkung der materiell-technischen Basis des So­
zialismus ... einen bedeutenden Anstieg der Arbeits­
produktivität und der Effektivität der Arbeit in der gan­
zen Wirtschaft verlange. Mit diesen Worten forderte der 
(neu gewählte) Parteivorsitzende, Erich Honecker, wie 
bereits sein Vorgänger, zunächst mehr und bessere 
Arbeit und verhieß dafür eine umfassende Verbesse­
rung der baulich-räumlichen Umwelt, des Wohnungs­
baus, des Verkehrsausbaus, der Grünanlagen sowie 
der Landschaftsgestaltung. 

Der Anteil der industriell errichteten Wohnungen hatte 
im Jahre 1960 bereits 49 % betragen und war bis An­
fang der siebziger Jahre auf 84 % des Wohnungsneu­
baus gestiegen. Damals verfügte die DDR über eine 
Plattenwerkskapazität von rund 35.000 Vergleichs-
Wohnungseinheiten (VWE) pro Jahr; sie stieg bis 1981 
auf 110.000 VWE jährlich. Gleichzeitig ging mit dieser 
Entwicklung einher die weitere Vervollkommnung der 

in den Plattenwerken der Wohnungsbaukombinate 
vorhandenen Produktionskapazitäten im Hinblick auf 
eine höhere Effektivität und Qualität unter Beachtung 
der sich abzeichnenden Veränderungen in der Struk­
tur der Bauaufgaben infolge des Übergangs zur inten­
siven Stadtentwicklung und hierbei insbesondere im 
Zusammenhang mit dem raschen Ansteigen des in­
nerstädtischen Bauvolumens. Der Hauptanteil des in­
dustriellen Wohnungsbaus entfiel auf die Wohnungs­
bauserie 70 (WBS 70), die es gestattete, aus einer ver­
hältnismäßig geringen Anzahl serienmäßig hergestell­
ter, hochkomplett ierter und variabler Bauelemente 
Wohngebäude mit unterschiedlicher Zahl und Anord­
nung der Wohnungen sowie gesellschaftlicher Bauten, 

Mit der Zielsetzung des VIII. Parteitages sowie des 9. 
Plenums des Zentralkomitees der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands sollte der Wohnungsbau nicht 
nur noch einmal quantitativ verbessert werden, son­
dern nach einer harschen, sehr offenen Kritik des Be­
zirksbaudirektors vor allem auch qualitativ. Denn die 
Variabilität der Gestaltungslösungen war - zumindest 
in Magdeburg - auf null gesunken: es war der ehedem 
so angeprangerte 'Formalismus' par excellence. Was 
war aus der von Ulbricht beschworenen 'völkischen 
Baukunst' unter Beachtung des 'nationalen Erbes' 
übrig geblieben? Hatte mit diesen einfallslosen Bau­
ten nicht der Formalismus und Konstruktivismus ge­
siegt? War diese 'Baukunst' nicht auch der Ausdruck 
einer Seelenlosigkeit (etwa einer Ideenlosigkeit des 
verfaulenden 'Sozialismus'), um die Wortwahl Walter 
Ulbrichts in umgekehrtem Sinne zu benutzen? 

Von 1971 bis 1980 konnte aufgrund des industriellen 
Wohnbaus der Umfang des Wohnungsbaus verdop­
pelt werden; in dieser Zeit wurden 1.4 Millionen Woh­
nungen gebaut beziehungsweise modernisiert. Für den 
Zeitraum von 1981 bis 1985 sollten planmäßig noch 
einmal 930.000 Wohnungen gebaut und modernisiert 
werden. 

Ein weiterer Anstoß zur allseitigen Erhöhung der Effektivi­
tät und Qualität des komplexen Wohnungsbaus als Ein­
heit sozialpolitischer, volkswirtschaftlicher und sozialkul­
tureller Faktoren kam nach der Unterzeichnung des Re­
gierungsabkommens zum Wohnungs- und Gesellschafts­
bau zwischen der UdSSR und der DDR zustande (9. De­
zember 1975). Die gesammelten Erfahrungen in beiden 
Ländern führten zu einer neuen Stufe von vervollkomm­
neten und vielseitigen Formen der Zusammenarbeit und 
zur Lösung komplexer Aufgaben auf der Grundlage der 
WBS 70; zu ihren Vorzügen gehörten die Senkung des 
Materialverbrauchs, die Verlagerung von arbeitsaufwen­
digen Ausbauprozessen in die Vorfertigung und die Mög­
lichkeit von Gestaltungslösungen, die akzeptablen städ­
tebaulich-architektonischen Anforderungen entsprachen. 
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Mit der WBS 70 konnte darüber hinaus ein volkswirt­
schaftliches Endprodukt in Form eines 'Wohnkomple­
xes' als einheitliches Ganzes zielgerichtet erstellt wer­
den. Der Wohnkomplex war nach der Definition von 
Wohn- und Städtebauern der DDR ein Strukturelement 
des Siedlungsgebietes einer Stadt, das sich darstellte 
als eine in sich geschlossene architektonisch-räumli­
che Organisation des Wohnens, der gesellschaftlichen 
Versorgung und Betreuung sowie der Umwelt, die zur 
harmonischen Verbindung des familiären und kollekti­
ven Lebens der Einwohner, der Entwicklung und Ver­
vollkommnung der sozialistischen Lebensweise beitra­
gen sollte. Das Territorium eines Wohnkomplexes wur­
de durch die Planungsgrenzen bestimmt und nicht von 
Straßen und Verkehrswegen des Durchgangsverkehrs 
gekreuzt. Ein Wohnkomplex mußte infolge seines Ver­
kehrserschließungssystems gute Verbindungen mit 
anderen Wohnkomplexen sowie mit den Arbeitsstät­
ten, gesellschaftlichen Zentren der Stadt und Erho­
lungsgebieten haben. 

Das Leben in einem solchen Komplex hatte von Natur 
aus einen sowohl familiären als auch gesellschaftlichen 
Charakter. Diese besondere Qualität resultierte aus zwei 
hervorstechenden Eigenschaften der sozialistischen 
Gesellschaft, der schrittweisen Stärkung der sozialöko­
nomischen Rolle der Familie und der Schaffung von 
Wohnraum als Bestandteil gesellschaftlicher Bedarfs-
fonds. Das gesellschaftliche Leben der Bewohner ei­
nes Wohnkomplexes stand mit den verschiedenen 
Formen der gesellschaftlichen Versorgung und Betreu­
ung durch staatliche und genossenschaftliche Einrich­
tungen im Zusammenhang. Außerdem spielten bei der 
Organisation des gesellschaftlichen Lebens folgende 
Arten der individuellen Betätigung der Bevölkerung in 
einem Wohnkomplex eine wesentliche Rolle: 

a. kulturelle, erzieherische und ideologische Arbeit 
unter der Bevölkerung; 

b. Interessengemeinschaften; 
c. Nachbarschaftshilfe; 
d. Pflege der Grünanlagen; 
e. Reinhaltung der Gebäude und Anlagen; 
f. Kleinreparaturen an Gebäuden und Anlagen. 

Diese Definition des 'Wohnkomplexes' sollte im wesent­
lichen auch heute noch bestand haben (Ausnahme: 
einseitige parteipolitische Einflußnahme), denn die 
Stadt des 3. Jahrtausends wird sich stärker als bisher 
wieder darauf besinnen müssen, den Bürgersinn er­
heblich zu stärken; diese Stärkung ist um so leichter, 
je bewußter die Selbstidentifikation des Bürgers mit 
seinem Wohnhaus, seiner Straße, seiner Grünfläche 
beziehungsweise - seinem Stadtteil (= Komplex) ist. 

8.5. Eine Typologie des Wohnhauses in der 
Neuen Neustadt 

Überall auf der Welt entsteht ein Gebäudetyp aus ei­
nem bereits existierenden Keim (Typ). Denn alles 
braucht seine Vorgeschichte, seine Vorerfahrungen; 
nichts, in keinem Bereich, kommt aus dem Nichts. Auch 
nicht das Bauwerk. Der vorhandene Keim (Typ) ist wie 
eine Art Magnetkern, dessen Substanz sich als geeig­
net erwiesen hat und um den herum sich im folgenden 
die Entwicklungen und die Formvarianten angehäuft 
und gedreht haben. Alle typologischen Phänomene 
haben dieses Grundprinzip bewahrt; denn sie sind 
gefangen in den Regelhaftigkeiten menschlichen Ver­
haltens - in Konventionen und Traditionen. 
Philosophie ist es nicht, um die Gründe verstehen zu 
können, nach dem Ursprung und dem eigentlichen Pro­
zeß von Typologie zu suchen. Vielmehr ist es das typo-
logische Element, das entdeckt, definiert und beschrie­
ben werden muß; es bildet den Ausgangspunkt der ty­
pologischen Methode. Dieses typologische Element ist 
die kleinste, logisch nicht weiter reduzierbare Einheit 
eines Gegenstandes, zum Beispiel eines Hausgrund­
risses, einer Fassade oder eines Schnittes. Mehrere 
typologische Elemente, seien es formale, konstruktive, 
statische oder ähnliche werden zusammengefaßt und 
bilden einen Typ. Dabei steht es im positivistischen Sin­
ne dem Typologen frei, welche typologischen Elemen­
te er auswählt; entscheidend ist seine Fragestellung. 

Der Typ - wenn dieser Begriff richtig angewendet wird 
- spielt auch in der Bauhistorie eine bedeutende Rolle, 
denn ein bauhistorischer Befund, der zeigt, daß Grund­
riß A älter ist als Grundriß B, hat an und für sich noch 
keine Beweiskraft über das hinaus, was diese beiden 
Grundrisse selbst betrifft. Wird das Zeugnis dieses 
Befundes verallgemeinert und gesagt, daß Grundrisse 
der Art von A älter sind als Grundrisse der Art von B, 
so wird nach einem typologischen Argument gegrif­
fen. Denn wenn Grundrisse auswählt werden, die 'eben­
so wie' A oder B sind, so wird ein typologisches Ver­
fahren angewendet. Jede Beschäftigung mit Baufor­
men, die von der Einzelform auf die allgemeine Form, 
den Typ, übergehen will, ist Typologie. 
Typologie dient in einem weiteren Schritt einer chro­
nologischen Aussage. Bei diesem Verfahren wird ver­
sucht, Ähnlichkeiten zwischen Typen aufzudecken, 
denn das Axiom der typologischen Methode heißt: 
Ähnlichkeit bedeutet Gleichzeitigkeit; es ist wahrschein­
lich, daß ähnliche Typen (Bauten, Grundrisse etc.) etwa 
zur gleichen Zeit errichtet worden sind. Auf diese Wei­
se kann eine relativchronologische Aussage getroffen 
werden, das heißt ein Typ ist 'älter' oder 'jünger' als ein 
anderer Typ. Will man eine absolutchronologische Aus­
sage treffen, müssen die Quellen analysiert werden 
(Baumaterialien, Vergleichsstücke, Bauakten). 
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Im vorliegenden Falle wurde für beide Untersuchungs-
gebiete eine Typologie auf der Grundlage formaler ty-
pologischer Elemente (Grundrißausbildung, Geschoß­
zahl, Dachform) aufgestellt, die eine Aussage über die 
sozial- und wirtschaftsgeschichtliche Entwicklung in 
den beiden Stadtteilen zuläßt: 

Typ I, 1: eingeschossiges, einflügeliges Landhaus, 
Satteldach, Fachwerk mit Ausfachung (Natur­
stein, Ausstakung), deutscher Kamin 

Typ I, 2: eingeschossiges, einflügeliges Landhaus mit 
Dachstube und Erker, Satteldach, Fachwerk 
mit Ausfachung (Naturstein, Stakung), deut­
scher Kamin 

Typ II, 1: eingeschossiges, zweiflügeliges Landhaus, 
Satteldach, Fachwerk mit Ausfachung (Natur­
stein, Ausstakung), deutscher Kamin, später 
Schornstein 

Typ II, 2: eingeschossiges, zweiflügeliges Landhaus 
mit Dachstube und Erker, Satteldach, Fach­
werk mit Ausfachung (Naturstein, Aussta­
kung), deutscher Kamin, später Schornstein 

Typ II, 3: ein- oder zweigeschossiges, zweiflügeliges 
Landhaus mit Dachstube und Erker, Erweite­
rung um eine weitere Wohnung, Satteldach, 
Fachwerk mit Ausfachung (Naturstein, Aussta­
kung), deutscher Kamin, später Schornstein 

Typ III: ein- oder zweigeschossiges, zweiflügeliges 
Landhaus mit Dachstube und Erker, Küchen­
erweiterung, Satteldach, Fachwerk mit Aus­
fachung (Naturstein, Ausstakung), Schorn­
stein 

Typ IV, 1: ein- oder zweigeschossiges, zweiflügeliges 
Landhaus mit Dachstube und Erker, Erweite­
rung mit Seitengebäude, Satteldach, Fach­
werk mit Ausfachung (Naturstein, Ausstakung), 
Schornstein 

Typ IV, 2: ein- oder zweigeschossiges, zweiflügeliges 
Landhaus mit Dachstube und Erker, Erweite­
rung mit Seitengebäude und Hintergebäude, 
Schornstein 

Typ V: zwei- oder dreigeschossiges, zweiflügeliges 
Haus (im Übergangs-Stil), Ziegelmauerwerk, 
Satteldach oder Pultdach, Fassade des Erd­
geschosses rustiziert, mehrere Gesimse, 
Zahnschnitt unter dem Dachgesims, Fenster­
gewände leicht profiliert 

Typ VI: viergeschossiges, zweiflügeliges Haus (im 
Neubarock-Stil), Ziegelmauerwerk, Satteldach 
oder Pultdach, Fassade des Erdgeschosses 
rustiziert, Quaderdekoration, Gliederung durch 
Gesimse, Säulen und Pilaster, Gemeinschafts-
toiletten auf dem Flur 

Typ VII: viergeschossiges, zweiflügeliges Haus (im 
Neubarock-Stil), Ziegelmauerwerk, Sattel­
dach oder Pultdach, Vorderhaus: Fassade 
des Erdgeschosses rustiziert, Quaderdeko­
ration, Gliederung durch Gesimse, Säulen 
und Pilaster, Gemeinschaftstoiletten auf dem 
Flur, 'Berliner Fenster', Seitengebäude und 
Hinterhaus 
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9. WERTUNG DER STÄDTEBAULICHEN 
DENKMALSUBSTANZ 

Das 19. Jahrhundert war in Deutschland eine Epoche 
grundlegender politischer, demographischer, sozialer 
und wirtschaftlicher Veränderungen. Diese Umwälzun­
gen äußerten sich vor allem in einem rapiden Wachs­
tum der Bevölkerung und dem damit verbundenem 
Entstehen von Großstädten. Der daraus resultierende 
Bedarf an Wohn- und Verwaltungsbauten, Schulen, 
Kirchen, Bädern und Fabriken stellte die Architekten 
vor eine bis dahin nie gekannte Fülle von Bauaufga­
ben, vor allem in den stärker industriell geprägten Or­
ten wie der Neuen Neustadt und Sudenburg. 

Der in der Architektur bis dahin vorherrschende Klas­
sizismus war in seinen Bauwerken auf die Formen der 
Antike beschränkt geblieben. Erst die späteren Werke 
L. von Klenzes und ebenso die Bauten Gottfried Sem­
pers leiteten auf die Zeit über, in der die Formen aller 
vorhergehenden Stilepochen der Baugeschichte über­
nommen wurden. Interessanterweise entwickelte die 
parallel verlaufende geistesgeschichtliche Epoche der 
deutschen Romantik in der Baukunst keine stilbilden­
de Kraft. Sie schaute nach innen, in die nun durch Pro­
bleme der Zeit erschütterten Bereiche der menschli­
chen Seele. So Übernahmen andere Künste als die der 
Architektur, vor allem die der Dichtung und Musik, die 
Führung. Hier entstanden die großen künstlerischen 
Leistungen des Jahrhunderts, geboren aus dem letz­
ten Ringen der Einzelpersönlichkeit des Künstlers mit 
den Fragen um die Welt und ihren Sinn. 
Die Romantik erhielt durch die patriotischen Ideen der 
Freiheitskriege neue Impulse und volkstümliche Ver­
tiefung. Besinnung auf die Vergangenheit und Bewah­
rung des nationalen Erbes war eines der Hauptanlie­
gen, die von vaterländisch gesinnten Männern tatkräf­
tig verwirklicht wurden. Die Schönheit mittelalterlicher 
Kunststätten und Kunstwerke wurde literarisch-geistig 
und durch die Sammeltätigkeit des Bildungsbürger­
tums, vor allem dank zahlloser Lehrer, der Vergessen­
heit entrissen. 

Dennoch darf man nicht verkennen, daß die nationa­
len - und manchmal schon sehr nationalistischen - Ele­
mente der Romantik die geistige Grundsubstanz für 
den materiellen Ausdruck neuer Architekturformen 
wurden. Diese Formen der Baukunst wurden seit etwa 
1830 und verstärkt ab 1870 ein Ausdruck des gemein­
schaftlichen Denkens im neu entstandenen deutschen 
Nationalstaat. Diese völlig neue Geisteshaltung ist folg­
lich zu gleichen Teilen ein Kind der Aufklärung und der 
Romantik. Sie ist eng verknüpft mit der Entstehung des 
Historismus, der nicht als Stil verstanden werden darf, 
sondern als Betrachtungsweise und wissenschaftliche 
Methode. 

Die neuen Bauformen des Historismus in Deutschland 
hatten ihren eigentlichen Ursprung in der französischen 
Architektur des späten 18. Jahrhunderts Dort ist um 
1780, also noch in vorrevolutionärer Zeit, in der Wohn­
architektur der Einsatz kräftiger, antiker Motive zu er­
kennen - bei einem freien Verhältnis zum antiken Vor­
bild. Entschiedene Gesimse teilen den Baukörper in 
getrennte Zonen und betonen die horizontale Schich­
tung: Die untere ist ein rustizierter Sockel mit einem 
massiven Tor. Über diesem geschlossenen Unterbau 
erhebt sich die reich gestaltete Front des Hauptge­
schosses, die durch größere Fenster hervorgehoben 
wird. Die leichteren Formen der Fassadenpartie schaf­
fen einen wirkungsvollen Kontrast zum Ernst des Sok-
kels. Die klassische Reihenfolge der Ordnungen ist 
dabei kaum beachtet und obgleich die Einzelform eng 
dem frühen antiken Vorbild folgt, wird sie doch mit gro­
ßer Freizügigkeit verwendet. Das verstieß zwar gegen 
jede klassizistische Norm, bewirkte aber andererseits 
die gewollten Assoziationen mit dem antiken Zeitalter, 
dem alle Sympathien galten. Es galt die Überzeugung, 
der Baustil der Neorenaissance und des Neubarocks 
versöhne die antiken und mittelalterlichen Richtungen, 
welche sich so lange bekämpft hatten, und bilde als 
deren Synthese zugleich einen echten nationalen Stil. 
Einen derartigen Gedanken hatte schon Gottfried Sem­
per ausgesprochen. Im Begleitschreiben zu seinen 
Zeichnungen für den Umbau des Schweriner Schlos­
ses brachte er 1843 zum Ausdruck, daß die Verbin­
dung der antiken Elemente mit den Grundsätzen der 
mittelalterlichen Baukunst ihm nicht bloß für diesen Fall 
des Schweriner Schlosses anwendbar und passend 
erscheine, sondern daß sie gewiß überhaupt eine glück­
liche und dem gegebenen Zustande entsprechende zu 
nennen sei. Diese Bauformen waren nicht durch eine 
einheitliche Stilarchitektur gekennzeichnet, sondern sie 
nahmen Anleihen (Eklektizismus) bei vielen histori­
schen Stilen auf; deshalb wird dieser Baustil 'Historis­
mus' genannt. 

Die Architekten des Historismus ließen sich von nahe­
zu jeder früheren Stilrichtung, die ihnen bekannt war, 
inspirieren: von der griechischen und römischen Anti­
ke ebenso wie von der Romanik und Gotik, der italieni­
schen Renaissance, dem Barock und Rokoko. Die Ar­
chitekten handhabten die Bauformen sehr frei und küm­
merten sich nicht um die festgelegten Konventionen. 
So ist denn auch die Verschmelzung mehrerer Bausti­
le in einem einzelnen Bauwerk das wohl typischste 
Merkmal der Architektur des 19. Jahrhunderts. Die De­
korationselemente wurden in Massenproduktion her­
gestellt. Wie mit Farbe wurden die Bauten auch mit 
stilistischen Motiven geschmückt, und dabei entstand 
eine Art Neuauflage der alten Kunststile, aber ohne 
deren eigene Strukturen. Es wurden ja nur Formenele­
mente eingesetzt, nicht aber, oder zumindest selten, 
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die Baustrukturen und Dimensionen der vorbildlichen 
Epoche. 

Trotz der wohl zweifellosen Überforderung der Archi­
tekten entstanden Schöpfungen von hohem Rang ne­
ben, in der Mehrzahl, höchst minderwertigen Wuche­
rungserscheinungen und Stilgemischen, die vorzugs­
weise bei den großstädtischen Mietwohnungen auftra­
ten. Aber wenn aus heutiger Sicht immer wieder be­
hauptet wird, daß diese Bauten lediglich Zeugnisse von 
Spekulation und Profitdenken auf Kosten der unteren 
Schichten gewesen sind, also Schlichtwohnungen hin­
ter Pseudoprunkfassaden, dann muß dagegen gehal­
ten werden, daß diese Häuser von den in der Neuen 
Neustadt ansässigen Grundstückseigentümern errich­
tet wurden, die fast ausschließlich einfache Handwerks­
meister waren und der arbeitenden Bevölkerung für 
die damalige Zeit erstaunlich komfortablen Wohnraum 
anboten. Erst die Verarmung dieser Bevölkerungs-
schicht nach dem Ersten Weltkrieg sowie die absichtli­
che Vernachlässigung dieser Bausubstanz nach dem 
Zweiten Weltkrieg hat diese Bausubstanz verrotten und 
zum willkommenen Zerrbild der 'kapitalistischen' Epo­
che werden lassen. 

Zu erwähnen bleibt schließlich, daß im Historismus 
auch der Gedanke vorhanden war, daß Altes bewahrt 
werden sollte und nicht mehr, wie bis zur Französischen 
Revolution, bedenkenlos Neuem geopfert werden dür­
fe. Zugleich kann man den Historismus als Ausdruck 
einer Ehrfurcht vor der vaterländischen Geschichte und 
den 'alten Meistern' betrachten, der damit ein erstaun­
liches gesellschaftliches Bewußtsein bewies. Eine ent­
scheidende Rolle spielte bei diesem historischen Vor­
gang das erwähnte erwachende Nationalbewußtsein, 
das die Traditionen der Vergangenheit wieder zu bele­
ben trachtete. Bald verlangten die Stätten nationaler 
Geschichte nach Erhaltung und Pflege und riefen in 
den deutschen Landen die Idee der 'Denkmalpflege' 
hervor. Die Denkmalpflege erwuchs also, wie ursprüng­
lich auch in Frankreich, aus der Entdeckung der Di­
mension der nationalen deutschen Geschichte. Aus 
dieser Geisteshaltung entstand also nicht nur Archi­
tektur, sondern als Nebenprodukt auch das Verständ­
nis für Erhaltung und Pflege historischer Baudenkmä­
ler, die Denkmalpflege. 

Gerade das städteplanerische Konzept für die Neuge­
staltung der Neuen Neustadt (Demonstrativbauvorhaben) 
im Jahre 1973 zeigt uns, wie sehr der Untergang oder 
der Erhalt und die Pflege jenseits seiner ästhetischen 
Wertung oft von ganz anderen Faktoren abhing und ab­
hängt: nämlich von wirtschaftlichen, gesellschaftliche, 
religiösen und politisch-ideologischen Gründen. So zeigt 
uns der Umgang mit den Baudenkmalen stets auch den 
Grad der Identifikation mit ihnen durch die Erben. 

In der DDR und speziell in Magdeburg spielten die 
Baudenkmale bereits in den frühen Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg eine große Rolle; der Wiederaufbau 
von Dom, Kloster, Maxim-Gorki-Theater und Kulturhäu­
sern war der Beweis dafür, daß auch in jener Anfangs-
phase des sozialistischen Staates die ererbten Kultur­
denkmale ein Bestandteil der Baupolitik waren. Mit dem 
Artikel 18 der Verfassung der DDR, der ersten Kultur­
verordnung, den 16 Grundsätzen des Städtebaus, der 
ersten Denkmalschutzverordnung von 1952 und letzt­
lich mit dem Denkmalschutzgesetz von 1975 wurden 
die Aufgaben zur Bewahrung der humanistischen Wer­
ke unseres kulturellen Erbes formuliert. Denn dieses 
kulturelle Erbe vermittelte nicht nur eine unverwech­
selbare Identität dieser Stadt, sondern auch ein Stück 
ihrer historischen Vergangenheit. In diesem Sinne wur­
de die Bewahrung und Erhaltung der Baudenkmale in 
der Stadt als wesentliche Aufgabe im Rahmen der Pfle­
ge des humanistischen kulturellen Erbes verstanden. 
Mit dem Denkmalpflegegesetz hatte sich die DDR im 
Jahre 1975 ein 'fortschrittliches' Denkmalpflegegesetz 
gegeben, das Ausdruck einer gegenüber der Vergan­
genheit veränderten Grundeinstellung zur Denkmalpfle­
ge war. Dem einseitig orientierten Ressortdenken frü­
herer Jahre stand eine umfassende gesellschaftliche 
Aufgabe gegenüber, welche die Mitwirkung aller Kräf­
te erforderte und im Alltag der Magdeburger Bürger 
verwurzelt sein sollte. 

Magdeburg konnte auf dem Gebiet der Denkmalpfle­
ge von Anfang an eine Leitfunktion einnehmen und 
wurde sogar zum Vorbild für andere Städte in der DDR. 
Als erste Stadt der DDR wurden die erforderlichen Ka­
pazitäten entwickelt (VEB Denkmalpflege). Die Erfol­
ge dieser Anstrengungen wurden schließlich auch 
Gegenstand der Anerkennung auf internationaler Ebe­
ne. Bereits im Jahre 1974 führte das ICOMOS-Natio-
nalkomitee der DDR ein internationales Symposium zu 
den Fragen der 'Neuen gesellschaftlichen Nutzung 
monumentaler Baudenkmale' durch. Auf ihm wurden 
die 'Magdeburger Empfehlungen' verabschiedet. 
Gleichwohl blieben viele lobenswerte Ansätze auf dem 
Hintergrund der radikal durchgesetzten Wohnungsbau­
politik (nach dem VIII. Parteitag im Jahre 1971) auf der 
Strecke und es kam zu einer allmählichen Verwüstung 
ganzer Stadtteile. 

Diese schwere Hypothek der ehemals schleichenden 
und auch bewußten Zerstörung denkmalswürdiger Alt­
bausubstanz (in der Neuen Neustadt besonders in der 
Haldensleber und Umfassungsstraße geschehen) kann 
nur durch eine sorgfältige Arbeit der Denkmalpflege 
aus der Nähe, die wieder Respekt vor dem entwickelt, 
was jahrzehntelang den Parteiideologen als Abfall galt 
('Staub aus einer verdammten Zeit'), abgetragen wer­
den. Selbstverständlich stehen der Verwirklichung ei­
ner umfassenden Baudenkmalpflege heute wie in den 
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vergangenen Jahrzehnten vielfältige Schwierigkeiten 
im Wege, objektiver als auch subjektiver Art. Klammert 
man die finanzielle Problematik aus, so stellt sich auch 
für Magdeburg die Frage nach der zukünftigen städte­
baulichen Konzeption. Hier zeigt sich, daß die Beurtei­
lung der Baudenkmalpflege, die ja die Voraussetzung 
aller weiteren Maßnahmen ist - wenn man nicht zu ei­
ner 'Reparatur der Städte' kommen will - Magdeburg 
in Anlehnung an diese oben beschriebene Position 
(Erhaltung vor Abbruch) auf diesem Gebiet wieder füh­
rend werden könnte. 

Nicht minder von Bedeutung sind die subjektiven 
Schwierigkeiten. Viele Hauseigentümer oder Hausbe­
sitzer wollen oder mögen sich nicht mehr mit dieser 
Aufgabe auseinandersetzen. Eine Ursache für das Ver­
halten ist sicherlich in der mangelnden Vorstellungs­
kraft über die Möglichkeiten und den anschließenden 
Nutzen der Althauserneuerung zu sehen. 

Die Architekten und Städteplaner bemerken heute, daß 
ihnen ein neuer Anspruch der Denkmalpflege gegen­
übertritt. In einem konsequenten Lernprozeß hat diese 
in der jüngeren Vergangenheit auch die Wichtigkeit des 
Ensembles, der Umgebung, entdeckt. Und für die Denk­
malpflege bedeutet dies, daß sie sich nicht mehr mit 
der Pflege der Einzelmonumente begnügen darf, son­
dern daß sie auch ein gewachsenes Stadtviertel in den 
historischen Wirkungszusammenhang, ihre Umgebung, 
beachten muß. Auf diesem Hintergrunde sollte die Denk­
malpflege bei allen Fragen des Städtebaues und der 
Stadtplanung zu einem wichtigen Partner werden, die 
bei der Gestaltung unserer Städte mitwirkt und durch 
ihre katalysatorische Funktion die vitalen Interessen des 
Menschen wahrnimmt und damit das Bündel aus wirt­
schaftlichen, technischen, sozialen und politischen 
Belangen erst zu einem Ganzen zusammenfügt. 

Jede Situation kann nur aus sich selbst heraus, also 
aus der Summe aller vorgegebenen Daten beurteilt 
werden. Eines muß allerdings deutlich herausgestellt 
werden: Gerade der Denkmalpfleger muß sich dar­
über im klaren sein, daß das Erscheinungsbild eines 
Gebäudes beziehungsweise eines Stadtteils kein sta­
tischer Begriff ist, sondern ein Prozeß, also das Er­
gebnis einer sich stetig vollziehenden Wandlung. Die 
Denkmalpflege muß dieses Naturgesetz akzeptieren, 
wenn sie glaubwürdig bleiben will. Das heißt, daß die 
moderne Denkmalpflege sich dessen bewußt ist und 
sie nicht aus blindem Eifer jede neue Architektur in 
historischer Nachbarschaft schlechthin ablehnt - und 
erst recht nicht, wenn sie sich über das beklagens­
werte Niveau zeitgenössischer Architektur erhebt und 
die häufig zu beobachtende Hilflosigkeit der moder­
nen Architektur abschüttelt. Die Denkmalpflege muß 
allerdings auch bei der täglichen Arbeit davon aus­

gehen, daß sie in der Öffentlichkeit leicht als ästheti-
sierend in die Vergangenheit gewandt, als ein Hemm­
nis bei der Stadtplanung, bei Architekten und Bau­
herren gilt, eine störende finanzielle Belastung des 
Stadtsäckels darstellt oder auch die freie Verfügung 
über das Eigentum einengt. 

Bei einer genauen Bestandsaufnahme und anschlie­
ßender Analyse zeigen sich verschiedene Konfliktbe­
reiche im Stadtteil Neue Neustadt. Unterschiedliche 
Grünversorgung und Altersstruktur verursachen eine 
Diskrepanz zwischen der Ost- und der Westseite. Ver­
stärkt wird diese durch die im Augenblick trennende 
Wirkung der Lübecker Straße. Hinzu kommen Verkehrs-
probleme, Gestaltungsmängel der öffentlichen Grün­
flächen und Plätze, Zerfall der Altbausubstanz sowie 
Probleme durch bauliche Verdichtung. 
Daraus leitet sich als Ziel der weiteren Arbeit die Er­
stellung eines Konzeptes unter besonderer Berücksich­
tigung der Entwicklung eines stadtteilverbindenden 
Elementes ab. 

Das Konzept beinhaltet folgende Forderungen: 
a) Erhalt des ursprünglichen Straßennetzes mit verstärk­

ter Priorität für Fußgänger, Radfahrer und öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV), 

b) Verbesserung der Grünversorgung, insbesondere im 
Nordwesten und Aufwertung der Platzsituationen, 

c) Auflösung des Nord-Süd-Schwerpunktes durch Aus­
bau einer wirkungsvollen Ost-West-Achse entlang der 
historischen Platzsituationen Moritzplatz und Nico­
laiplatz und damit bessere Anbindung an benach­
barte Stadtteile, 

d) Anbindungsmögl ichkeit an das zu entwickelnde 
Grünsystem Magdeburgs, 

e) Erhalt der Altbausubstanz, 
f) Schließung der Baulücken, wenn zur räumlichen 

Entwicklung notwendig, mit Gebäuden (Wohngebäu­
de, kleine und mittlere Handwerksbetriebe), anson­
sten mit Bepflanzung. 

In der Neuen Neustadt verläuft eine stadtteilverbinden­
de Ost-West-Achse von der Fußgängerbrücke, die den 
Stadtteil mit dem Neustädter Feld verbindet, über den 
Moritzplatz, den Nikolaiplatz zu einem neu anzulegen­
den 'Grünen Platz' bis zur Schrote. Entlang der Achse 
könnte ein übergeordneter Rad- und Fußweg die Neue 
Neustadt mit dem angrenzenden Stadtteil und der 
Schrote verbinden, die einen Baustein des Magdebur­
ger Grünsystems darstellen wird. Der Moritzplatz soll­
te die Funktion eines Kulturplatzes mit zahlreichen 
Kultureinrichtungen einnehmen. Der Platz behält sei­
ne Geschäftsfunktion mit vielfältigen Einkaufsmöglich­
keiten und dem Markt. Ein 'Grüner Platz' könnte an 
der Ecke Hamburger Straße/Morgenstraße als Erho-
lungs- und Spielfläche entstehen. 
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Die Entwicklung eines übergeordneten Konzeptes für 
Magdeburg erscheint sehr wichtig. Die Dynamik der 
Stadtentwicklung, die durch den hohen Investitions-
druck entsteht, muß in richtige Bahnen gelenkt wer­
den, damit es nicht zu Fehlentwicklungen kommt. Bei 
Übernahme der wesentlichen Elemente des alten Stadt­
teilcharakters wie regelhafte geometrische Ortsanlage, 
gradlinige Straßen, kleinteilige Struktur, gemischte 
Nutzungsflächen und einheitliche Baufluchten sollte es 
allerdings möglich sein, sowohl eine zeitgemäße Sa­
nierung als auch eine Neugestaltung mit eigener Spra­
che als Anpassung an das überlieferte Stadtbild zu 
betreiben. 
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Anhang Blatt 1: 
Schreiben des 
Divisionsgenerals 
MICHAUD 
an den Präfekten 
(20. Mai 1812) 
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Anhang Blatt 2: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
(9. Dezember 1811) 
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Anhang Blatt 3: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend (Forts.) 
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Anhang Blatt 4: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
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Anhang Blatt 5: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
(deut. Fassung) 
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Anhang Blatt 6: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
(deut. Fassung) 
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Anhang Blatt 7: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
(deut. Fassung) 
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Anhang Blatt 8: 
Dekret Napoleons, 
die Gebäude der 
(Alten) Neustadt 
und (Alten) 
Sudenburg 
betreffend 
(deut. Fassung) 
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Anhang Blatt 9: Schreiben des Ober-Ingenieurs Stegemann an den Chaussee-Inspector Cuhrts (22. Juni 1812) 
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Anhang Blatt 10: Kapitulation Magdeburgs im Jahre 1806 
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Anhang Blatt 11: Kapitulation Magdeburgs im Jahre 1806 
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Anhang Blatt 12: Kapitulation Magdeburgs im Jahre 1806 




